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Niederschrift 
 
über die am Montag, dem 12. Dezember 2016 um 19.00 Uhr im Rathaussaal 
durchgeführte 14. Sitzung des  
 
 

G E M E I N D E R A T E S 
 
 
Herr Bgm. Alfred Bernhard erwähnt eingangs, dass für die heute angesetzte 
Bürgerfragestunde keine Fragen eingelangt sind, weshalb man gleich in die 
Tagesordnung des Gemeinderates eingehen kann.  
 
 
 
1) Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 
Herr Bgm. Alfred Bernhard stellt die Beschlussfähigkeit des Gemeinderates fest.  
 
 
 

Abänderung der Tagesordnung 
 
Herr Bgm. Bernhard informiert, dass sich bei der Einladung ein Tippfehler im 
Zusammenhang mit dem Voranschlag ergeben hat, weshalb der Tagesordnungspunkt 
richtigerweise folgendermaßen lautet: 
 
6) Beratung und Beschlussfassung des ordentlichen und außerordentlichen 

Haushalts der Stadtgemeinde Rottenmann für 2017 
 
Weiters beantragt Herr Bgm. Bernhard die Erweiterung des Tagesordnungspunktes 
10) Liegenschaftsangelegenheiten b), und zwar folgendermaßen: 
 
Weggrundstück Nr. 2197 und 2190, EZ 400, KG 67511 Rottenmann, Übertrag in freies 
Gemeindevermögen und Abtretung an Herrn Hans Peter Fink, Boder 1 gegen die 
Einräumung einer Dienstbarkeit zugunsten der Städtische Betriebe Rottenmann 
GmbH betreffend Duldung einer Steinschlichtung samt Zugang und Zufahrt für 
Wehranlage Kraftwerk Bärndorf zum Zwecke der Wartung und Reparatur, weiters 
Verordnung auf Auflassung der beiden Weggrundstücke aus dem öffentlichen 
Gut im Bereich EZ 400 
 
Einstimmige Zustimmung. 
 
 
 

2) Berichte des Bürgermeisters 
 
Der Bürgermeister begrüßt neben der Presse und dem Obmann der Bergrettung 
Ortsstelle Rottenmann, Herrn Dieter Gassner, den technischen Geschäftsführer der 
Städtische Betriebe Rottenmann GmbH, Herrn DI(FH) Michael Fölsner, der für Fragen 
zum folgenden Bericht zur Verfügung steht.  
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Städtische Betriebe Rottenmann GmbH – Bericht der Geschäftsführung 
 
Zur Jahresrechnung 2015 
Die Geschäftsführung konnte auch 2015 den Energieeinkauf für die 
Gesamtaufbringung (16,251 GWh) sehr preiswert tätigen. Es wurde mit der Energy 
Service ein Stromliefervertrag mit 36,25 Euro/MWh abgeschlossen. Es ist zu betonen, 
dass die Städtische Betriebe GmbH die Energie um ca. 10,55 Euro/MWh günstiger als 
die Mitbewerber eingekauft hat. In Summe ist das ein Preisvorteil von ca. € 170.900,00 
für das Jahr 2015. Der Treuebonus von netto € 15,00 und der zusätzliche Bonus von 
netto € 25,00 wurde auch 2015 für unsere Kunden gewährt. 
Die Eigenerzeugung aus den Kraftwerken „Palten“ und „Trinkwasserkraftwerk“ im 
Zeitraum von 01.01.2015 bis 31.12.2015 wurde für die Abdeckung des Bedarfs der 
Endkunden nicht verwendet, sondern an die ÖMAG verkauft. 
 
Die Wasserführung ermöglichte 2015 eine Energieerzeugung im Laufkraftwerk 
PALTEN von 7.310.500 kWh und im Trinkwasserkraftwerk von 494.967 kWh. Aufgrund 
geringer Niederschläge sind die Erzeugungswerte der beiden Wasserkraftwerke im 
Vergleich zum Vorjahr um ca. 1,3 GWh gesunken. 
 
2015 wurde bereits die erzeugte Ökoenergie von sämtlichen PV-Anlagen im Ausmaß 
von ca. 4.000.000 kWh in das Netz der Städtischen Betriebe eingespeist. 
Durch die geringeren Erzeugungen der Wasserkraftwerke ist der Netzbezug bei der 
Energienetze Steiermark im Vergleich zu 2014 gestiegen, konnte aber wiederum durch 
die hohen Eigenerzeugungen der PV-Anlagen kompensiert werden. 
(Bezug Vergleichsjahr 2012 ca. 6,3 GWh; 2013 ca. 5,9 GWh im Vergleich Bezug 2015 
lag bei 5,3 GWh). Aufwände bzw. Kosten von der Energienetze Steiermark 2012 ca. 
€ 116.600,00, 2015 ca. € 106.000,00. Trotz steigender Netztarife können bei den 
Bezugskosten jährlich € 10.000,00 eingespart werden (sofern sich bei den 
Systemnutzungstarifen der E-Control nichts ändert).  
 
Das Projekt Kaiserau wurde im Jahr 2015 zur Gänze abgeschlossen. Eine neue 
Versorgungsleitung vom Kaiserau-Boden bis zur Oberst Klinke Hütte wurde mit einer 
Niederspannungsleitung versorgt. 
Besonders erfreulich ist, dass wir die Verlegekosten von ca. € 70.000,00 mit einer 
Kostenbeteiligung der Telekom um € 50.000,00 verringern konnten. Ein sehr 
wesentlicher Faktor ist auch das zukünftige Service und die Instandhaltung der 
gesamten Neuverlegung Kaiserau. Die Versorgungssicherheit liegt bei nahezu 100% 
und die Kosten für Störungen, Wartung und Service werden mittel- bis langfristig nur 
sehr gering zu bewerten sein. 
 
Das Wasserkraftwerk Bärndorf hat im November 2015 den Betrieb aufgenommen. Es 
ist sicher ein weiterer Meilenstein für die Städtischen Betriebe und in Folge für die 
Stadtgemeinde. Die prognostizierte Energieerzeugung von ca. 1.000.000 kWh 
entspricht ca. 230 Haushalten und ist ein wesentlicher Schritt in Richtung 
Energieautarkie. 
2015 wurde auch ein weiteres Kraftwerk von Alexandra Butz (Flick) in Betrieb 
genommen. Durch intensive und schwierige Verhandlungen konnten wir eine 
Kostenbeteiligung von € 105.000,00 zu Gunsten der Betriebe ausverhandeln bzw. die 
Zahlung auf zwei Wirtschaftsjahre aufteilen. 
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Im Herbst 2015 wurde der Startschuss für das Großprojekt „Kanal, Wasser, LWL, 
Strom und Straßenbeleuchtung in der Burgtorsiedlung“ beschlossen. Im WVU Bereich 
sollen 2016/17 € 870.000,00 und für den LWL Ausbau € 400.000,00 investiert werden. 
Die Entwicklung in allen Bereichen EVU, WVU, Bauhof, Dienstleistungsbereich und 
Büroorganisation ist auch im Jahr 2015 als sehr zufriedenstellend zu bewerten.  
 
In Österreich ist in der Intelligenten Messgeräte-Einführungsverordnung (IME-VO) eine 
Umsetzung vorgeschrieben, und zwar sollen, mit einem Zwischenziel für 2017 von 70 
Prozent, bis Ende 2019 95 % der Zähler montiert werden. Für das Pilotprojekt Smart 
Meter wurden 2014/15 ca. € 113.000,00 investiert. 
Die Einführung von Smart Metering erfolgt aus Effizienzgründen in Kooperation mit der 
Energienetze Steiermark und weiteren ca. 35 Netzbetreibern. 
Im Mai 2015 wurde EU-weit ein Teilnahmeantrag zur Ausschreibung der 
Zählerinfrastruktur (Smart Meter, Gateway, Head End System) veröffentlicht. Nach 
umfangreichen Bewertungsarbeiten wurde der Bieterkreis auf 4 Bieter reduziert. Das 
Vergabeverfahren endet mit Abschluss der Rahmenverträge von mindestens 2 
Bietern, die sämtliche Ausschreibungsanforderungen umsetzen können. Die Vergabe 
wird im 2. Quartal 2016 erfolgen bzw. ist bereits erfolgt. 
Nach der Erstellung der Pflichtenhefte im letzten Quartal 2016 sowie umfangreicher 
Prüfungen und Feldtests im ersten Halbjahr 2017, wird der Rollout-Start nach 
derzeitiger Sicht im August 2017 erfolgen. Die Jahre 2017 bis 2020 dienen dem 
intensiven Flächen-Rollout des Smart-Metering Systems. Bis Ende 2020 sollen 
nahezu 100 % der zu ersetzenden Zähler gegen Smart Meter getauscht sein. Ziel ist 
eine zeitoptimierte, ressourcenschonende und kostengünstige Ausrollung zu 
erreichen.  
 
Geplante Rolloutquoten (Gesamt ca. 4.000 ZP) 
 
2017             1000 ZP           25 %                   25 % 
2018             1500 ZP           37,5 %                62,5 % 
2019             1000 ZP           25 %                   87,5 % 
2020               500 ZP           12,5 %              100 % 
 
 
Eine Anpassung der Ausrollquoten kann im Projektverlauf erfolgen. 
 
Budgetierung aufgrund der geplanten Rolloutquoten: Richtwert € 160,00/Zähler, 
€ 1.000,00/Datenkonzentrator d.h. für 2017 ca. € 170.000,00 und gesamt ca. 
€ 750.000,00 bis 2020.  
 
Die strategische Einkaufspolitik ist für 2016 fixiert bzw. konnte die 
Geschäftsführung auch für das kommende Jahr einen hervorragenden 
Energiepreis von € 34,70 erzielen. Gegenüber der Gruppe von 35 Netzbetreibern, 
vertreten durch die Energy Service mit € 42,60 ist das auch für 2016 ein 
Preisvorteil von € 121.000,00. 
 
Für das Paltenkraftwerk ist für 2016 eine Generalrevision geplant, Kostenpunkt ca. 
€ 350.000,00. 
 
Die Lage der Städtische Betriebe Rottenmann GmbH wird seitens der 
Geschäftsführung als positiv beurteilt.  
 



Gemeinderatssitzung vom 12.12.2016  Seite 4 von 41 

Der Zielvorgabe, die Stadtgemeinde bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit vollem 
Einsatz zu unterstützen, wird von der Geschäftsführung auch zukünftig Rechnung 
getragen.  
 
 

Zur Entwicklung 2016/2017 
 
Die strategische Einkaufspolitik ist auch für 2017 schon fixiert bzw. konnte die 
Geschäftsführung auch für das kommende Jahr einen hervorragenden Energiepreis 
von € 33,70 erzielen. Gegenüber der Energy Services GmbH mit € 35,30 ist das auch 
für 2017 ein Preisvorteil von gesamt € 26.400,00. 
 
Die Geschäftsführung und der Aufsichtsrat der Städtische Betriebe Rottenmann 
GmbH haben beschlossen, den Energiepreis aufgrund der guten Einkaufspolitik für 
unsere Kunden ab 01. Jänner 2017 um 10 % zu senken! 
 
Erwähnenswert sind auch die notwendigen Instandhaltungen in den Bereichen Netz, 
Maschinen, Kraftwerk usw. Es wurden im Jahr 2015 und 2016 ca. € 500.000,00 
investiert und durch das Girokonto d.h. ohne zusätzliches Darlehen abgedeckt. Für 
das Jahr 2017 werden auch ca. € 60.000,00 im Bereich BA11-Burgtorsiedlung für 
Netzinstandhaltung budgetiert. Trotz der sehr großen Belastungen ist die Entwicklung 
im Bereich des Girokontos sehr positiv. 
 
Für den E- Neuanschluss Billa und Hofer wurden ca. € 135.000,00 ausverhandelt, die 
Kosten für die Netzverstärkung werden ca. € 75.000,00 betragen, so bleiben uns ca.  
€ 60.000,00. 
Die Kostenbeteiligung von € 105.000,00 zu Gunsten der Betriebe vom Kraftwerk 
Seitenstallgraben (Alexandra Butz) wurde auf zwei Teilbeträge aufgeteilt. Wie 
vereinbart wurde 2016 der Teilbetrag von € 52.500,00 bezahlt. 
 
Vorweg kann man mit Sicherheit voraussagen, dass auch das Jahr 2016 als äußerst 
positiv zu bewerten ist. 
 
Rottenmann, am 12. Dezember 2016 
 

Die Geschäftsführer: 
 
 
 DI(FH) Michael Fölsner, MPA, MBA eh. Dr. Johannes Mayer eh. 
 
 
GR. NAbg.a.D. ÖR Horn fragt an, welche Zielsetzung man für das Kraftwerk Bärndorf 
im Jahr 2016 in Anbetracht der geringen Wassermenge und des heuer eingetretenen 
Schadens hat. Zumal entsprechend den bisherigen Verträgen der von privat 
installierten Photovoltaikanlagen produzierte Strom an die ÖMAG verkauft und 
schließlich über die Städtischen Betriebe wiederum zu einem höheren Preis gekauft 
werden muss, stellt GR. NAbg.a.D. ÖR. Horn weiters die Frage, ob das Smart Metering 
dafür sorgen wird, dass der am Haus erzeugte Strom verbraucht werden kann, bevor 
man ihn an die ÖMAG weiterleitet und die Städtischen Betriebe den Strom schließlich 
von dieser wieder abkaufen müssen. Zuletzt fragt GR. NAbg.a.D. ÖR Horn nach dem 
Stand der Umstellung der öffentlichen Beleuchtung auf LED im Gemeindegebiet.  



Gemeinderatssitzung vom 12.12.2016  Seite 5 von 41 

DI(FH) Fölsner führt dazu aus, dass für das Kraftwerk Bärndorf im Wirtschaftsplan rd. 
1.000.000 kWh angesetzt wurden, wobei bis dato 730.000 kWh erzeugt wurden. Leider 
wurde im Sommer, wie bereits bekannt, die Druckrohrleitung durch einen Steinschlag 
stark beschädigt, wodurch fast drei Wochen keine Stromerzeugung möglich war. Da 
man aber ca. € 7.000,00 von der Versicherung erhält, entspricht dies ungefähr jenen 
Einnahmen für eine Erzeugung von 1.000.000 kWh. Die Wasserschüttung war im 
Frühjahr etwas mehr, aber auch im Sommer nicht schlecht.  
Zu den Photovoltaikanlagen erläutert DI(FH) Fölsner, dass ihm die Problematik 
bekannt ist, zumal für viele RottenmannerInnen, die ihre Photovoltaikanlage oftmals 
bereits vor 13 Jahren errichtet haben, nun die gewährte Förderung ausläuft, weshalb 
die Betroffenen für den Strom nur mehr 2,5 Cent bis 3 Cent pro kWh erhalten, was 
sich natürlich überhaupt nicht mehr rechnet. DI(FH) Fölsner denkt in diesem 
Zusammenhang an, seitens der Städtischen Betriebe ein Konzept zu entwickeln, wie 
diese Privaterrichter von Photovoltaikanlagen weiter ge- oder unterstützt werden 
können. Dieses Konzept sollte schließlich allerdings für alle PV-Anlagen gelten, zumal 
mittlerweile 200.000 kWh von privaten Einspeisern erzeugt werden. Gleichzeitig 
erinnert DI(FH) Fölsner aber auch an die Investitionsförderung für Photovoltaikanlagen 
seitens der Stadtgemeinde und der Städtischen Betriebe.  
Hinsichtlich der LED-Beleuchtung führt DI(FH) Fölsner aus, dass bislang 292 LED-
Leuchten montiert wurden, wodurch 55.000 kWh bzw. umgerechnet zwischen € 
8.000,00 und € 9.000,00 eingespart werden konnten. Viel wichtiger ist aber, dass die 
Instandhaltungs- und Wartungskosten um ca. € 4.000,00 geringer ausfallen, was sich 
aber erst mit der kommenden Jahresrechnung richtig herauskristallisieren wird. Somit 
konnte mit ca. 300 LED-Lichtpunkten eine Gesamteinsparung von ca. € 12.000,00 
erreicht werden. Zu ergänzen ist weiters, dass die bestehenden Leuchtmittel 
Quecksilberleuchten, daher laut EU verboten sind und deshalb auslaufen. Insgesamt 
bestehen im Gemeindegebiet 800 Lichtpunkte, wobei davon zwischen 200 und 300 
Stück noch Altstadt-Leuchten sind, bei denen nur das Leuchtmittel zu tauschen ist, der 
Tausch der restlichen Leuchten wird in den kommenden Jahren erfolgen.  
 
 
Verwaltungs- und Betriebsgesellschaft der Stadtgemeinde Rottenmann mbH – 
Bericht der Geschäftsführung 
 
Im Gegensatz zur Städtische Betriebe Rottenmann GmbH ist die Verwaltungs- und 
Betriebsgesellschaft der Stadtgemeinde Rottenmann mbH als 
Verwaltungsorganisation der Stadtgemeinde Rottenmann tätig, weshalb diese 
eigentlich Subventionsempfänger der Stadtgemeinde Rottenmann sein müsste. 
 
Aufgrund der sehr guten wirtschaftlichen Entwicklung im Bereich des 
Kabelfernsehnetzes sowie der diversen Vermietungen sind bis auf weiteres jedoch 
Subventionen der Stadtgemeinde in Form der erforderlichen Verlustabdeckung im 
bisherigen Durchschnitt von € 150.000,00 nicht mehr notwendig. 
 
Besonders erfreulich ist, dass im Technologiepark 4 die Firma PROART-Hannes Mitter 
und die Firma Vorwerk einen Mietvertrag mit der Verwaltungs- und Betriebs GmbH 
abgeschlossen haben. 
 
Hinsichtlich des mit ca. € 80.000,00 weiterhin positiven Bereichs des 
Kabelfernsehnetzes wurde der Beschluss, wonach die Investitionen im Bereich des 
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Ausbaus des Glasfasernetzes vorangetrieben werden sollen, auch für 2017 wieder 
gefasst. 
 
Auch 2016 konnte das Geschäftsfeld „Glasfaser“ im Bereich Burgtorsiedlung weiter 
ausgebaut werden. Rottenmann ist hinsichtlich Breitbandinternet mit Sicherheit 
Vorreiter in der gesamten Region. Wesentlich für die Zukunft und Verwendung von 
LWL ist auch die Einführung des Smart Metering bzw. Meter Data Management. 
 
Rottenmann, am 12. Dezember 2016 
 

Die Geschäftsführer: 
 
 
 DI(FH) Michael Fölsner, MPA, MBA eh. Dr. Johannes Mayer eh. 
 
 

Auf die Frage von GR. Stock nach einer möglichen Kooperation mit einem 
Internetanbieter erläutert DI(FH) Fölsner, dass konkret mit der Fa. UPC verhandelt 
wurde. Da aber die bisherigen Verhandlungen für die Städtischen Betriebe jedoch 
nicht zu einem zufriedenstellenden Ergebnis geführt haben, hat man das Vorhaben 
auf ca. ein Jahr verschoben. Man wird sicherlich nochmals mit der Fa. UPC in Kontakt 
treten, aber die Rahmenbedingungen bei einer möglichen Kooperation müssen 
jedenfalls für die Städtischen Betriebe passen, zumal Rottenmann mit über 30 km 
Glasfasernetz sicherlich Spitzenreiter in der Region auf diesem Gebiet ist. In der 
Burgtorsiedlung ist der Ausbau des Glasfasernetzes gerade in Arbeit, wobei nach 
Fertigstellung des gesamten Projekts auch andere Interessenten als UPC erwartet 
werden können. Grundsätzlich bestehen Einnahmen in Höhe von € 80.000,00 aus dem 
Kabelfernsehnetz sowie ca. € 50.000,00 bis € 55.000,00 im Internetbereich, die sich 
in den letzten Jahren sukzessiv gesteigert haben, weshalb kein unbedingter 
Handlungsbedarf besteht. Zwar investierte bzw. investiert die Verwaltungsgesellschaft 
2016/2017 ca. € 400.000,00, demgegenüber wurden seitens der Städtischen Betriebe 
früher € 10.000,00, später € 15.000,00 und nunmehr € 26.000,00 jährlich Mittel für die 
Leitungsnutzung an die Verwaltungsgesellschaft zur Verfügung gestellt. Die 
Kooperation mit einem Internetanbieter ist jedoch als Ziel angedacht.  
 
Zum Hinweis von GR. Stock hinsichtlich der Monopolstellung von A1 betont 
DI(FH) Fölsner die diesbezügliche Schwierigkeit bei Förderungen, zumal oftmals 
seitens der Städtischen Betriebe beantragte Förderungen abgelehnt wurden, da A1 
die förderbare Einrichtung bereits betreibt. 
 
Bgm. Bernhard bedankt sich an dieser Stelle im Namen der Stadtgemeinde bei der 
Geschäftsführung der Städtische Betriebe Rottenmann GmbH und der Verwaltungs- 
und Betriebsgesellschaft der Stadtgemeinde Rottenmann mbH für die hervorragend 
geleistete Arbeit im abgelaufenen Jahr und hofft auf eine weiterhin gute 
Zusammenarbeit.  
 
GF DI(FH) Fölsner richtet seinen Dank an den Aufsichts-, Stadt- und Gemeinderat für 
die gute Zusammenarbeit im letzten Jahr, was er auch für die Zukunft hofft. Gleichzeitig 
bedankt er sich für das entgegengebrachte Vertrauen und betont, dass mit seinem 
Einsatz weiterhin gerechnet werden kann. Abschließend wünscht GF DI(FH) Fölsner 
dem Gemeinderat ein schönes Weihnachtsfest sowie einen guten Rutsch ins neue 
Jahr 2017.  
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3) Fragestunde nach § 54 Abs. 4 der Gemeindeordnung 
 
Herr Bgm. Bernhard eröffnet die heutige Fragestunde um 19.21 Uhr. 
 
Bgm. Bernhard zur Anfrage aus der Gemeinderatssitzung vom 24. Oktober 2016 
seitens SR. Prof. Greimler zum UZR 
 
Bgm. Bernhard informiert, dass das UZR aktuell 165 Studierende von der Fernuni 
Hagen hat sowie 25 Studierende im Bereich MUSSS bzw. 63 Studierende im Bereich 
ReWiTech der JKU Linz bestehen, was eine gesamte Studierendenanzahl von 253 
bedeutet. Die Idee, Randstudien nach Rottenmann zu bringen, ist noch nicht ad acta 
gelegt. Diesbezüglich ist man in Kontakt mit Vizerektor Janko bzw. besteht auch 
bereits Schriftverkehr mit dem Rektor der JKU Linz, wobei man hofft, für das nächste 
Semester dahingehend etwas bewegen zu können. Prinzipiell wird es laut Hinweis des 
Landes ein Muss werden, zum Thema „Ausrichtung des UZR ab 2018“ ein Gespräch 
zu führen. Bei den Bedarfszuweisungsverhandlungen in Graz erhielt man jedenfalls 
entsprechend der Zusage für drei Jahre auch für 2017 die BZ-Mittel für das UZR in 
Höhe von € 100.000,00.  
 
 
GR. NAbg.a.D. ÖR Horn zur Regelung der Ortsteilsprecher – Anfrage gegenüber 
Bgm. Bernhard 
 
Auf Hinweis von GR. NAbg.a.D ÖR Horn berichtet Bgm. Bernhard, dass ein Gespräch 
betreffend die Ortsteilsprecher unter Beisein von GR. NAbg.a.D. ÖR Horn, 
GR. Mayerhofer und GR. Hofer (GR. Gross war entschuldigt) stattgefunden hat. Im 
Voranschlag 2017 wurde ein Budgetposten von € 2.500,00 vorgesehen, über den die 
Ortsteilsprecher verfügen und - sofern es im Sinne der Stadtgemeinde ist und der 
Bürgermeister selbst nicht anwesend ist – Einladungen aussprechen können. Als 
Beispiel nennt Bgm. Bernhard die seitens GR. NAbg.a.D. ÖR Horn beabsichtigte 
einmalige Zur-Verfügung-Stellung von Getränken gegenüber „den fleißigen Händen“ 
beim Rüsthausbau Bärndorf. Von den anwesenden Ortsteilsprechern wurde die 
Vorgehensweise für in Ordnung befunden. Beim entschuldigten Ortsteilsprecher GR. 
Gross ist man ebenfalls von einer positiven Einstellung zu dieser Regelung 
ausgegangen und auch gegenüber dem Ortsteilsprecher von Oppenberg, Herrn 
Blesik, wurde diese Vorgehensweise kommuniziert. 
 
 
Ende der Fragestunde um 19.25 Uhr. 
 
 
 
4) Genehmigung des Sitzungsprotokolls vom 24. Oktober 2016 
 
Laut § 60 Abs. 6 der novellierten Gemeindeordnung steht es den Mitgliedern des 
Gemeinderates, die an der Sitzung teilgenommen haben, frei, gegen den Inhalt der 
Verhandlungsschrift Einwendungen zu erheben. Da keine Einwendungen zum 
erstellten Sitzungsprotokoll der Sitzung vom 24. Oktober 2016 vorliegen, gilt die 
Verhandlungsschrift als genehmigt. Insofern ist kein Beschluss hinsichtlich der 
Genehmigung des Protokolls mehr vorgesehen.  
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5) Berichte des Prüfungsausschuss vom 20. Oktober 2016 und 
29. November 2016 gemäß § 86 Abs. 4 der Steiermärkischen 
Gemeindeordnung über die finanzielle Gebarung der 
Stadtgemeinde Rottenmann für den Bereich der 
Hoheitsverwaltung 

 
Obmann Herr GR. Scheikl trägt folgende Berichte des Prüfungsausschusses vor: 
 

B   E   R   I   C   H   T 
 

des Prüfungsausschusses vom 20.10.2016 gemäß § 86 Abs.4 der Stmk. 
Gemeindeordnung über die finanzielle Gebarung der Stadtgemeinde 
Rottenmann für den Bereich der Hoheitsverwaltung. 

 
Anwesende Ausschussmitglieder: Obmann Daniel Scheikl, GR Robert Stock, GR 
Hanspeter Fink, GR Andrea Stocker-Kinsky, GR Johann Pacher 
 
Auskunftsperson: Bauamtsleiter Claudio Kopf 
  
  
Sitzungsbeginn: 19:00 Uhr 
Sitzungsende:  19:45 Uhr 
  
Protokoll: Daniel Scheikl 
  
1. Beschlussfähigkeit 
Der Obmann begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
2. Ortsbildkonzept 
 
Da der Prüfungsausschuss bei der Sitzung am 18.7.2016 nicht beschlussfähig war, 
wird vom Ausschussobmann das Gespräch zwischen Stadtamtsdirektor Dr. Mayer und 
den anwesenden Ausschussmitgliedern (GR Scheikl, GR Stock, GR Stocker-Kinsky) 
nochmals wiedergegeben und auch im Folgenden schriftlich festgehalten: 
 
Der Obmann erläuterte, dass es in einer Rechnung von Nussmüller.Architekten vom 
31. März 2015 – Honorarnote 10/2015 (A1) einen Posten bezüglich Ortsbildkonzept 
gibt, die folgenden Wortlaut enthält: „3. Das im Jahre begonnene, von der 
Landesregierung geforderte Ortsbildkonzept wurde im Jahre 2014 zu 90% 
fertiggestellt“. Dieser Posten wird mit netto EUR 7.096,80 angeführt. 
Der Obmann erläutert weiter, dass es nun aber bereits eine Rechnung aus dem Jahre 
2011 – Honorarnote 100/2011 (A12) gibt, mit folgendem Wortlaut: 
„Nach Fertigstellung eines Ortsbildkonzeptes im Leistungszeitraum August bis 
Dezember 2011 erlauben wir uns gemäß unserem Angebot vom 4.7.2011 folgendes 
Honorar zu stellen“. Diese Rechnung ist in der Höhe von EUR 5.400,- ausgestellt und 
basiert auf einem vorhergehenden Gemeinderatsbeschluss vom 3.10.2011 (A5). 
Seither gibt es keine weiteren Beschlüsse zum Thema Ortsbildkonzept – weder vom 
Gemeinderat, noch vom Stadtrat.  
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Der Prüfungsausschussobmann stellte also nun die Frage, warum in einer aktuelleren 
Rechnung von „90% Fertigstellung“ die Rede ist, wenn in einer vorangegangenen 
Rechnung von „Fertigstellung“ gesprochen wird und in der Zwischenzeit auch kein 
weiterer Beschluss hinsichtlich Ortsbildkonzept getroffen wurde. 
 
Dr. Mayer versuchte in unserem Gespräch die Thematik von Anfang an zu erklären: 
 

• 2006 wurde das Ortsbildkonzept thematisiert, da es zu diesem Zeitpunkt kein 
Ortsbildkonzept gab. Nussmüller.Architekten hat dann ein Angebot in der Höhe 
von EUR 12.000,- gelegt, das am 29.5.2007 im Gemeinderat positive 
Zustimmung fand. (A1). Dieser Beschluss war notwendig, um eine Förderungen 
des Landes zu erhalten. Es bestand die Hoffnung, den gesamten Betrag 
gefördert zu bekommen. Auf der Basis dieses Beschlusses sollte dann 
Nussmüller.Architekten beauftragt werden. Jedoch erhielt der Beschluss den 
Passus, dass die Beauftragung nur unter der Bedingung, dass die in Aussicht 
gestellte Förderung durch das Land in der Höhe dieser Aufwendungen 
tatsächlich geleistet wird.  
 

• 2009 sind dann jedoch lediglich EUR 1.000,- vom Land gefördert worden, 
woraufhin der damalige Bürgermeister Kopf dem Land mitgeteilt hat, dass die 
Förderung zurückgezahlt werde und er kein Konzept beauftrage. (A2). Auf 
Nachfrage erläutert Dr. Mayer, dass nach aktuellem Wissensstand zu diesem 
Zeitpunkt noch keine Arbeit seitens Nussmüller.Architekten ins Ortsbildkonzept 
investiert wurde. 

 
• Am 4.5.2011 fand dann eine Besichtigung der Ortsbildkommission in 

Rottenmann statt, in der seitens der Kommission darauf hingewiesen wurde, 
dass nun bereits seit 30 Jahren ein Ortsbildkonzept fehle und dieses endlich zu 
erstellen sei (A3). Es wird ebenfalls sehr deutlich darauf hingewiesen, dass ein 
Ortsbildkonzept als Instrument der Rechtssicherheit für alle Beteiligten im 
Bauverfahren dient und damit die Gemeinden als Baubehörde entlaste. Es 
wurde außerdem erneut eine Förderung in der Höhe von EUR 1.000,- in 
Aussicht gestellt. Ebenfalls hat die Ortsbildkommission dann das Land darüber 
informiert, welches wiederum sehr deutlich in einem Schreiben an die 
Stadtgemeinde (Betreff: Letztmalige Einmahnung unter Fristsetzung, Anhang 
A4) die Erstellung eines Ortsbildkonzeptes einforderte.  

 
• Am 3.10.2011 wurde dann im Gemeinderat ein Ortsbildkonzept auf Basis eines 

Angebotes von Nussmüller.Architekten in der Höhe von EUR 5.400,- 
beschlossen (A5). Davon werden EUR 1.000,- vom Land gefördert. 

 
• Laut Zeitplan sollte im Jänner 2012 dem Gemeinderat ein Ortsbildkonzept zur 

Beschlussfassung vorgelegt werden. Dies ist bis heute nicht geschehen. 
 

• Am 15.12.2011 wurde dann seitens Nussmüller.Architekten die Honorarnote mit 
dem beinhaltenden Wortlaut „fertiggestelltes Ortsbildkonzept“ über die EUR 
5.400,- gestellt.  

 
Nach Wiedergabe dieser Erläuterung wendet sich der Obmann wieder an den 
Ausschuss und hält fest, dass dem Gemeinderat nach wie vor - bis heute - kein 
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Ortsbildkonzept vorgelegt wurde, aber in der letzten Gemeinderatssitzung berichtet 
wurde, dass dieses nun abermals durch die Stadtarchitektin überarbeitet wird.   
 
Der Obmann hält außerdem fest, dass sich beide Rechnungen (A5 und A12) sogar in 
etwa auf die ursprünglichen geschätzten EUR 12.000,- addieren, jedoch der Beschluss 
aus 2007 und die dazugehörige Rechnung (2011) suggeriert, es gäbe ein vollständiges 
Ortsbildkonzept, und zwar für die beschlossenen EUR 5.400,-, zumal auch keine 
weiteren Beauftragungen stattgefunden haben. 
 
Es wird außerdem angemerkt, dass es im oben besprochenen Zeitraum zu mehreren 
Bürgermeisterwechseln gekommen ist, was sich unter Umständen negativ auf den 
Ablauf ausgewirkt habe.  
 
Der Ausschussobmann fragt nun Bauamtsleiter Kopf, ob es im Jahre 2011 ein Konzept 
gab, das der Stadtgemeinde vorlag. Bauamtsleiter Kopf erläutert, dass 2011 ein 
Erstkonzept vorlag und das Ortbildkonzept hat sich über die Jahre durch viele 
Besprechungen weiterentwickelt. Dies könne auch als Vorteil für Rottenmann gesehen 
werden. Die jeweiligen Fassungen seien auch allen Bürgermeistern immer vorgelegen 
und das Ortsbildkonzept habe seit 2011 auch immer wieder Verwendung in der 
Planung und bei verschiedensten Initiativen gefunden. Auch bei jüngeren Projekten 
wie beispielsweise „Von der Leere zur Fülle“, aus dem letztendlich z.B. die neue 
Bibliothek hervorging. 
 
Der Obmann hält fest, dass der Erstentwurf dem Gemeinderat hätte vorgelegt werden 
müssen. Die Kosten für die Weiterentwicklung sollten dann auf Basis von Angeboten 
vom Stadt- oder Gemeinderat beschlossen werden.  
 
GR Pacher merkt an, dass hier ein klarer Prozess zu definieren sei, damit 
entsprechende Unterlagen  auch bei Bürgermeisterwechseln ordentlich übergeben 
und weiterbehandelt werden können. 
 
Der Ausschuss empfiehlt eindringlichst, das Thema Ortsbildschutzkonzept 
schnellstmöglich zum Abschluss zu bringen und dem Gemeinderat das Konzept zur 
Beschlussfassung vorzulegen. 
 
Außerdem sollen sämtliche weiter anfallenden Kosten vom Stadtrat oder Gemeinderat 
(je nach Höhe) beschlossen werden. 
 
GR Stock fragt nach, warum beim Stempel auf der Honorarnote 10/2015 von 
Nussmüller.Architekten zwei Beträge ausgewiesen sind, wobei einer davon Punkt 3 
den in der Rechnung ausgewiesenen Netto-Betrag darstellt, während der andere 
Betrag Punkt 1-2 den Rest zur Gesamtrechnung (inkl. MwSt) darstellt. Andrea Frewein 
führt aus, dass es sich dabei um die interne Kontierung handelt. Überwiesen wurde 
der korrekt ausgewiesene Gesamtbetrag von Brutto EUR 26.179,20. 
 
3. Allfälliges 

 
Der Obmann berichtet, dass die Prüfung durch die Gemeindeaufsicht abgeschlossen 
sei, die auch einige für den Ausschuss interessante Punkte enthält, die – sobald er 
diese vom Bürgermeister erhält – dem Ausschuss präsentiert werden.  
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Nach dem es keine weiteren Wortmeldungen mehr gibt, wird die Sitzung um 19:45 Uhr 
geschlossen.  
 
Anhänge: 
A1 – Auszug aus der Gemeinderatssitzung vom 29.5.2007 
A2 – Schreiben der Stadtgemeinde an die Landesregierung betreffend Rückzahlung 
der Förderung 
A3 – Protokoll der Ortsbildbesichtigung vom 4.5.2011 
A4 – Schreiben des Landes an die Stadtgemeinde vom 18.8.2011 „Letztmalige 
Einmahnung unter Fristsetzung“ 
A5 – Antrag Ortsbildkonzept an den Gemeinderat am 3.10.2011 
A5.1 Anbot über Erstellung eines Ortsbildkonzeptes von Nussmüller.Architekten vom 
3.10.2011 
A6 – Umsetzungszeitplan von Nussmüller.Architekten vom 20.9.2011 
A7 – Förderzusage des Landes vom 11.10.2011 
A8 – Honorarnote 11/2011 von Nussmüller.Architekten vom 15.12.2011 
A9 – Protokoll zur Besprechung „Altstadtgalerie Rottenmann“ am 12.11.2014 
A10 – Honorarnote Nussmüller.Architekten 25/2015 vom 13.4.2015 
A11 – Honorarnote 10/2015 von Nussmüller.Architekten vom 31.3.2015 
 
Der Obmann des Prüfungsausschusses: 
 
 
 
    Gemeinderat Daniel SCHEIKL 

Der Obm.Stv. des Prüfungsausschusses: 
 
 
 

Gemeinderat  Johann PACHER 
 

Der Schriftführer: 
 
 
 

Gemeinderat Hans-Peter FINK 
  

 
 
Auf die Frage von FR. Ing. Ploder nach der Konsequenz hinsichtlich des 
Ortsbildkonzeptes antwortet GR. Scheikl, dass der Gemeinderat hoffentlich 
demnächst ein Ortsbildkonzept zur Beschlussfassung vorgelegt erhält.  
 
Bgm. Bernhard ergänzt, dass das vorgelegene Ortsbildkonzept im Beisein des 
Bauausschussobmanns und Frau Architektin DI Kaml begutachtet wurde, wobei Frau 
DI Kaml die Abänderung einiger weniger „Kleinigkeiten“ empfohlen hat, um „Fesseln“ 
einer zu strengen Reglementierung (z.B. handgearbeiteter Außenputz) abzulegen. Der 
aktuelle Entwurf wurde bereits der Ortsbildschutzkommission in seiner beratenden 
Funktion mit der Bitte um Stellungnahme vorgelegt und soll in der nächsten 
Gemeinderatssitzung im März 2017 beschlossen werden.  
 
GR. Scheikl hebt hervor, dass bei einer Weiterführung bzw. Weiterentwicklung des 
Ortsbildkonzepts jedenfalls ein Budget dafür vorgesehen werden soll.  
 
Die Frage von FR. Ing. Ploder, ob DI Nussmüller zu den Prüfungsausschusssitzungen 
eingeladen wurde, um eine Stellungnahme dahingehend zu erreichen, wie dieser ohne 
Beauftragung ein zuvor bereits fertiggestelltes Ortsbildkonzept neuerlich „zu 90%“ 
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fertigstellt, bejaht GR. Scheikl und erläutert, dass DI Nussmüller bei der betreffenden 
Sitzung zwar verhindert war, aber angeboten hat, zu einem späteren Zeitpunkt nach 
Rottenmann zu kommen. In der Zwischenzeit fand jedoch ein Gespräch mit 
Bauamtsleiter Claudio Kopf statt, der die Sachlage dahingehend aufklären konnte, 
dass das Ortsbildkonzept ein fließender Prozess war und sich daher die Kosten 
entsprechend aufsummiert hatten. Er, GR. Scheikl, rät für die Zukunft jedoch stark 
davon ab, ein Ortsbildkonzept ohne einen freigegebenen Budgetposten erstellen zu 
lassen. 
 
Laut FR. Ing. Ploder ist es irreführend, dass ein fertiggestelltes Ortsbildkonzept seitens 
der Stadtgemeinde gegenüber DI Nussmüller bezahlt wurde, das jedoch nie 
tatsächlich bestand, zumal ein solches nie vom Gemeinderat beschlossen und seitens 
der Ortsbildschutzkommission für in Ordnung befunden wurde. GR. Scheikl erläutert, 
dass es laut Besprechung mit Herrn Kopf ein Ortsbildkonzept gegeben hat, mit dem 
auch gearbeitet wurde. 
 
GR. DI(FH) Zraunig betont erneut, dass es kein Ortsbildkonzept geben kann, da es 
nicht verabschiedet wurde, weshalb er um Richtigstellung u.a. im Protokoll des 
Prüfungsausschusses ersucht, wonach lediglich ein Ortsbildkonzeptentwurf vorlag.  
 
FR. Ing. Ploder schlussfolgert bzw. vermutet, dass die erstbezahlte Rechnung 
offensichtlich seitens DI Nussmüller falsch formuliert war.  
 
 
Obmann Herr GR. Scheikl trägt folgende zweiten Bericht des Prüfungsausschusses 
vor: 
 

B   E   R   I   C   H   T 
 

des Prüfungsausschusses vom 29.11.2016 gemäß § 86 Abs.4 der Stmk. 
Gemeindeordnung über die finanzielle Gebarung der Stadtgemeinde 
Rottenmann für den Bereich der Hoheitsverwaltung. 
 
Anwesende Ausschussmitglieder: Obmann Daniel Scheikl, GR Robert Stock, GR 
Hanspeter Fink, GR Andrea Stocker-Kinsky, GR Franz Freitag (für GR Johann Pacher) 
Auskunftsperson: Andrea Frewein 
 
 
Sitzungsbeginn: 19:02 Uhr 
Sitzungsende:  19:58  Uhr 
 
Protokoll: Daniel Scheikl 
 
1. Beschlussfähigkeit 
Der Obmann begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
2. Allgemeine Prüfung (Anbote) 
Der Obmann hat einige Anbote, die im Jahr 2016 vom Gemeinderat beschlossen 
wurden vorbereitet, um die tatsächlich angefallenen Kosten mit den Kosten in den 
Anboten zu vergleichen. 
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Rathausparkplatz, Einrichtung Schrankenanlage 
Wurde laut Gemeinderatsbeschluss mit EUR 5.231,33 angeboten. Tatsächliche 
Kosten EUR 8.022,24.  
Der Obmann wundert sich über die doch gravierende Abweichung, da sogar die 
Dienstleistung pauschaliert ist. GR Fink merkt an, dass es dazu wohl schon einen 
Bericht des Bürgermeisters, bei dem von der Abweichung berichtet wurde. 
Die Abweichung soll bei der nächsten Sitzung mit Michael Fölsner geklärt werden. 
 
Rathaus, Einrichtung öffentliches WC im Bereich der ehemaligen Bücherei 
Wurde laut Gemeinderatsbeschluss mit EUR 65.807,98 angeboten. Die derzeitigen 
tatsächlichen angefallenen Kosten betragen EUR 78.877,03. Wobei noch nicht alle 
Teillieferanten eine Rechnung gelegt haben und somit mit einer noch größeren 
Abweichung zu rechnen ist. 
Größere Abweichungen gibt es bei einzelnen Positionen (siehe Anhang). Außerdem 
werden dem Projekt Rechnungen von Lieferanten zugerechnet, die im Angebot nicht 
enthalten waren. 
Die Abweichung soll bei der nächsten Sitzung mit Michael Fölsner geklärt werden. 
 
Kindergarten LKH, Einrichtung eines Windfangportals 
Wurde laut Gemeinderatsbeschluss mit EUR 7.126,80 angeboten. Tatsächliche 
Kosten EUR 8.053,6.  
Die Abweichung soll bei der nächsten Sitzung mit Michael Fölsner geklärt werden. 
 
Stadtkurier 
Kosten pro Ausgabe laut Gemeinderatsbeschluss (auf Basis eines Druckes von 40 
Seiten + 4 Seiten Umschlag): EUR 3.365,00 
Alle drei bisherigen Ausgaben des Stadtkuriers haben diese Kostenangabe 
überschritten: 

• EUR 5.655,- 
• EUR 3.933,- (abzgl. EUR 570,- Reklamationsgutschrift) 
• EUR 4.717,- 

 
Die Überschreitung ist auf wesentlich umfangreichere Ausgaben des Stadtkuriers 
zurückzuführen.  
Da bisher alle Ausgaben mehr als die veranschlagten 40 Seiten enthalten haben, wäre 
zu überlegen, ob man nicht in Zukunft standardmäßig mit mehr Seiten kalkulieren 
sollte. 
 
Die Einnahmen durch Inserate betragen im Jahr 2016 bisher EUR 8.982,08 (inkl. Ust). 
 
Eine Rechnung für ein Inserat an die Idee Werbeagentur in der Höhe von EUR 402,65 
wurde seitens der Agentur nicht bezahlt, mit dem Vermerk seitens der Agentur: „Lt. 
Unserer Vereinbarung sollten wir diese jedoch kostenlos für den Mehraufwand bei den 
letzten Ausgaben bekommen.“ (siehe Anhang) 
Es soll in einer der nächsten Sitzungen mit dem Bürgermeister geklärt, um welche 
Vereinbarung es sich da handelt, da der Mehraufwand immerhin bereits durch einen 
wesentlich Höheren Preis abgedeckt sein sollte. 
 
3. Allfälliges 
GR Stock fragt an, ob der Obmann die Causa „Leuchtturmprojekt“ nochmals auf die 
Tagesordnung setzte. Der Obmann erläutert, dass er hier nach wie vor nicht informiert 
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wurde, wie der aktuelle Stand der Rechtsstreitigkeiten sei, nachdem letztes Jahr 
seitens des Bürgermeisters einen Rechtsanwalt eingeschaltet wurde. 
Prinzipiell sei der Obmann aber gewillt, jedes gewünschte Thema auf die 
Tagesordnung zu setzen. 
 
Der Obmann des Prüfungsausschusses: 
 
 
 
    Gemeinderat Daniel SCHEIKL 

Der Obm.Stv. des Prüfungsausschusses: 
 
 
 

Gemeinderat  Johann PACHER 
 

Der Schriftführer: 
 
 
 

Gemeinderat Hans-Peter FINK 
  

 
 

Bgm. Bernhard nimmt Bezug auf die prozentuell relativ hohen Kostenüberschreitungen 
bei den baulichen Maßnahmen rund ums Rathaus und betont, die derzeit im Detail 
nicht vorliegende entsprechende Argumentation in der nächsten Sitzung 
nachzureichen.  
 
Grob führt er, Bgm. Bernhard, jedoch aus, dass hinsichtlich der Schrankenanlage zu 
anfangs angedacht war, die Handsender seitens der jeweiligen – neben der 
Stadtgemeinde – bestehenden Nutzer des Notariats, der Steiermärkischen bzw. der 
Städtischen Betriebe selbst anzuschaffen. Schließlich hat man sich aber für einen 
Ankauf bzw. eine Aushändigung seitens der Stadtgemeinde gegen 
Unterschriftenleistung bzw. im gegebenen Fall um Ersatzpflicht der Betroffenen bei 
Verlust oder Beschädigung entschieden, was bei einem Preis von € 38,00 pro 
Handsender teilweise Mehrkosten im Vergleich zum Beschluss erklärt.  
Zu den Kosten betreffend das öffentliche WC sind im Voranschlag € 73.000,00 
dargestellt, wobei schließlich nur € 65.000,00 beschlossen wurden. Im Zuge der 
Errichtung des öffentlichen WCs wurden aber auch Maßnahmen, so z.B. die 
Überarbeitung des kompletten Überspannungsschutzes seitens der Fa. Beck im 
Ausmaß von ca. € 8.000,00, erforderlich, die aber das Rathaus betroffen haben und 
daher unter Instandhaltung Rathaus zu verbuchen waren.  
Als Konsequenz dieses Prüfberichts wurde jedoch bereits initiiert, seitens der 
Städtischen Betriebe eine Excel-Liste zu erhalten, in denen die Rechnungen mit 
Datum in gestürzter Reihenfolge angeführt werden sollen, um sehen zu können, 
inwiefern das Budget für einzelne Baumaßnahmen bereits ausgeschöpft ist bzw. um 
umgehend reagieren bzw. Kostenüberschreitungen im Vorfeld vermeiden zu können.  
 
FR. Ing. Ploder ergänzt, dass er zum „Leuchtturmprojekt“ die Unterlagen zur 
Einstellung des Verfahrens mangels der gegebenen Zuständigkeit an GR. Scheikl 
weitergeleitet hat, was dieser auch bestätigt. Laut GR. Scheikl hat er aber keine 
Informationen zum Ergebnis der Rechtsprüfung seitens Mag. Glawischnig, wofür auch 
ein Budget beschlossen wurde. Bgm. Bernhard klärt auf, dass Mag. Glawischnig die 
Erhebungen für die Aufsichtsbehörde durchgeführt bzw. aufbereitet hat. GR. Scheikl 
stellt fest, dass es in dieser Sache jedenfalls nie einen Abschlussbericht gegeben hat, 
wobei er in Aussicht stellt, dies in einem gesonderten Gespräch im Detail zu 
besprechen.  
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6) Beratung und Beschlussfassung des ordentlichen und 
außerordentlichen Haushalts der Stadtgemeinde Rottenmann für 
2017 

 
a) Ordentlicher Haushalt 
b) Außerordentlicher Haushalt 
c) Festsetzung der Steuerhebesätze 
d) Höchstbetrag der Kassenkredite 
e) Gesamtbetrag der aufzunehmenden Darlehen 

 
a) Ordentlicher Haushalt 

 

Der Voranschlag für den ordentlichen Haushalt der Stadtgemeinde Rottenmann für 
das Haushaltsjahr 2017 wurde vom Bürgermeister abschnittsweise, unter Einbindung 
der Änderungen wie oben angeführt, vorgetragen. 
 

O R D E N T L I C H E R  H A U S H A L T 
 

Gruppensummen des ordentlichen Haushalts 2017 
 

 Gruppe Einnahmen 
€ 

Ausgaben 
€ 

0 Vertretungskörper und allgemeine 
Verwaltung 

327.700 1.338.300 

1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit 
 

5.000 209.300 

2 Unterricht, Erziehung, Sport und 
Wissenschaft 

867.400 2.276.800 

3 Kunst, Kultur und Kultus 
 

55.000 302.100 

4 Soziale Wohlfahrt und 
Wohnbauförderung 

85.200 1.629.900 

5 Gesundheit 
 

0 118.600 

6 Straßen- und Wasserbau, Verkehr 
 

256.300 333.600 

7 Wirtschaftsförderung 
 

1.900 167.500 

8 Dienstleistungen 
 

2.296.900 2.618.100 

9 Finanzwirtschaft 
 

6.592.600 1.493.800 

 Summe 
 

10.488.000 10.488.000 

 
 
Anschließend trägt der Bürgermeister eine Aufgliederung der wesentlichen Einnahmen 
und Ausgaben vor und erklärt diese in einzelnen Punkten. 
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Aufschlüsselung 
 
der Einnahmen und Ausgaben des ordentlichen Haushaltes laut dem vorliegenden 
Voranschlag für das Haushaltsjahr 2017. Die nachstehend angeführten Prozentsätze 
beziehen sich auf die Gesamteinnahmen bzw. Gesamtausgaben. 
 
 

E i n n a h m e n 
 

Betrag 
EURO 

Prozente 

Abgabenertragsanteile, Zuschlagsabgabe zu Bundesabgaben 3.913.500 37,31 
Steuern und Abgaben lt. Beilage 2.267.800 21,62 
Gebühren f.d. Benützung von Gemeindeeinrichtungen  1.660.000 15,83 
Miet- u. Pachtzinse, IK für Wohnungen, Maschinen und 
Einrichtungen 

 
664.700 6,34 

Personalerlöse 234.800 2,24 
Zuschüsse u. Beiträge v. Bund, Land, Gemeinden, Verbände 575.500 5,49 
Kindergarten/Kinderkrippe - Elternbeiträge 98.000 0,93 
Verkaufserlöse  34.500 0,33 
Schulerhaltungs- u. Gastschulbeiträge 215.300 2,05 
Benützungsabgabe Städtische Betriebe 74.800 0,71 
Rückzahlungen  37.300 0,36 
Kostenersätze 167.600 1,60 
Zinserträge 3.700 0,04 
Rückersätze von Ausgaben – Vergütungen 138.400 1,32 
Sonstiges (div. Kleineinnahmen) 3.300 0,03 
Rücklagen 42.700 0,41 
Ablieferung von netto-veranschlagten Unternehmungen  166.100 1,58 
Soll-Überschuß des Vorjahres 175.000 1,67 
Strafgelder nach der StVO 15.000 0,14 

S u m m e 10.488.800 100,00 

 

Steuern und Abgaben   

Grundsteuer A (Land- u. Forstwirtschaft) 27.500 0,26 
Grundsteuer B (übrige Grdst.u.Hausbesitz) 352.000 3,36 
Kommunalsteuer 1.850.000 17,63 
Bauabgabe 8.000 0,08 
Kommissionsgebühren 3.000 0,03 
Verwaltungsabgaben 5.100 0,05 
Hundeabgabe 16.700 0,16 
Abgabe für Ferienwohnungen 4.000 0,04 
Lustbarkeitsabgabe 500 0,00 
Mahn- und Säumnisgebühren, Kostenersätze Justizgebühren 1.000 0,01 

Summe Steuern und Abgaben: 2.267.800 21,62 
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Ausgaben: 
 

des ordentlichen Haushaltes, einschließlich sämtlicher Personalausgaben laut 
Voranschlag 2017 

 
A n s a t z 

 
Betrag Euro Prozente 

Gemeindevertretung 
 

270.000 2,57 

Verwaltung (Personal- u. Sachaufwand f. Zentral-, Pressestelle, 
Einwohnermeldeamt, Standes-, Bau- und Sozialamt, 
Staatsbürgerschaft, EDV, Buchhaltung und Wahlamt) 

903.400 8,60 

Pensionen und pensionsähnliche Leistungen 
 

52.000 
 

0,50 

Amtsgebäude 
 

94.300 0,90 

Personalbetreuung (Bezugs- u. Wohnbauvorschüsse, 
Personalausbildung, Gemeinschaftspflege) 
 

18.600 0,18 

Sicherheits- u. Sonderpolizei (Bau-, Feuer- und Veterinärpolizei) 
 

18.500 0,18 

Feuerwehrwesen  
 

140.800 1,34 

Katastrophendienst 50.000 
 

0,48 

Schulwesen                            Schulbaufonds  4.600 0,04 
                                               Volksschulen  193.400 1,84 
                                               Neue Mittelschule 449.100 4,28 
                                               Polytechnische Schule 163.400 1,56 
                                               Berufsbild. Unterricht u.div. 10.600 0,10 
                                               Sonderschule 9.000 0,09 
                                               Schülerbetreuung 57.400 0,55 
                                               Summe Schulwesen: 
 

887.500 8,46 

Kindergärten/krippe                Lederergasse 511.300 4,88 
                                               Landeskrankenhaus 225.000 2,15 
                                               Bärndorf  146.900 1,40 
                                               Oppenberg 42.200 0,40 
                                               Kinderkrippe 151.100 1,44 
                                               Summe Kindergärten/kippe: 
 

1.076.500 10,27 

Sport- u. Leibeserziehung, Jugenderziehung, Jugendforum 
 

162.500 
 

1,55 

Volksbücherei - Leseforum 
 

35.300 0,34 

UZR 
 

115.000 1,10 

Musik und darstellende Kunst 
 

182.600 
 

1,74 

Sonstiger Aufwand f. Kultur, Heimatpflege, Altstadterhaltung u. kirchl. 
Angelegenheiten, Betriebsführung Volkshaus 
 

119.500 1,14 
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Aufwendungen der Sozialhilfe 
 

264.200 2,52 

Wohnbauförderung 
 

6.600 0,06 

Gesundheitswesen und Rettungsdienst 
 

118.600 1,13 

Gemeindestraßen    Gde. Straßen, Brücken, Gewässeraufsichtsdienst 231.400 2,21 
                                 Wildbachverbauung 65.000 0,62 
                                 Aufwendungen n.d. StVO  37.200 0,35 
                                 Straßenreinigung einschl. Winterdienst 123.500 1,18 
                                 Summe Gemeindestraßen: 
 

457.100 4,36 

Leistungen für die Land- und Forstwirtschaft 
 

97.500 0,93 

Förderung des Fremdenverkehrs, Handels und Gewerbe 
 

70.000 0,67 

WC-Anlagen, Friedhöfe 33.500 
 

0,32 

Park- und Gartenanlagen, Kinderspielplätze 
 

59.900 0,57 

Öffentliche Beleuchtung 
 

100.300 0,96 

Freibad 
 

14.400 0,14 

Grundbesitz, Fischwasser  
 

31.600 0,30 

Waldbesitz 
 

64.200 0,61 

Abwasserbeseitigung 
 

1.257.200 11,98 

Müllbeseitigung 
 

450.200 4,29 

Wohngebäude 
 

204.900 1,95 

E-Tankstelle 
 

5.500 0,05 

Fernwärmeversorgung Oppenberg 
 

15.600 0,15 

Zinsen und Spesen für den Geldverkehr, Kapitalertragssteuer 
 

9.600 0,09 

Rücklagenzuführung 
 

92.100 0,88 

Landesumlage 
   

445.700 4,25 

Sozialhilfeverbandsumlage 
 

1.359.100 12,96 

Ablieferung von netto-veranschlagten Unternehmungen  
 

166.100 1,58 

Zuführung an den außerordentlichen Haushalt 
 

1.024.900 9,77 

Schadensfälle 
 

10.000 0,10 

Diverse Unterabschnitte (Kleinbeträge) 
 

2.700 0,03 
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GESAMTSUMME DER ORDENTLICHEN AUSGABEN 
 

10.488.000 100 

Davon Personalkosten 1.664.000 – Personalkostenersätze 234.800  
Nettoaufwand  1.429.200 
 

1.429.200 13,63 

 

Es ist zu ergänzen, dass jener Prozentsatz betreffend die Personalkosten in Höhe von 
13,63 % der Gesamtsumme der ordentlichen Ausgaben deutlich unter jener 
Aufwandshöhe von Nachbargemeinden liegt.  
 
Herr Bgm. Bernhard beantragt, dem ordentlichen Haushalt 2017 der Stadtgemeinde 
Rottenmann wie vorgetragen zuzustimmen. 
 
Einstimmige Zustimmung. 
 
 

b) Außerordentlicher Haushalt: 
 
Im Rahmen des Außerordentlichen Haushaltes sind folgende Vorhaben geplant: 
 
Vorh. Namentliche Bezeichnung d. Vorhabens  

163100 Feuerwehr Bärndorf – Rüsthaus 400.000 
163200 Feuerwehr Singsdorf – MTF 12.400 
211000 Volksschule Rottenmann, Sanierung Sanitäranlagen 80.000 
264000 Kunsteislaufplatz 150.000 
266300 Schiklub Rottenmann – Schanzensanierung 230.000 
281000 Universitätszentrum - Leasingraten  102.000 
612000 Gemeindestraßen – Straßenbau 1.050.000 
612100 Aufschließung Gewerbegebiet 400.000 
617000 Bauhof Sanierung 420.000 
633000 Wildbachverbauung  I-Beitrag 170.000 
639000 Paltenverbauung I-Beitrag 23.000 
816000 Öffentliche Straßenbeleuchtung 40.000 
831000 Freibad – Leasingraten  102.500 
840000 Grundkauf und Gebäudeabbruch Hauptstraße 54 und 55 201.000 
851000 Kanalsanierung 680.000 
853000 Technologiepark 4, Instandhaltung 100.000 
 Summe AOH – Ausgaben 2017 4.160.900 
 

Finanzierung des außerordentlichen Haushaltes: 
 
Darlehensaufnahme  945.000 
Rücklagenentnahme 549.800 
Zuführung vom ordentlichen Haushalt 1.049.900 
Feuerwehrverband 60.000 
Bedarfszuweisung  576.200 
Eigenleistung FF Bärndorf 40.000 
Grundstücksverkauf 260.000 
Sollüberschuss Vorjahr  680.000 
Summe Finanzierung AOH – Einnahmen 4.160.900 
Gesamtsumme veranschlagter AOH-Ausgaben 4.160.900 
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Darlehen  Bedarfszuweisung erwartet € 
Kunsteislaufplatz 140.000 Freibad Leasing 38.000 
Volksschule Sanitäranlagen 40.000 Hauptstraße 54 u 55 61.200 
Bauhofsanierung 370.000 FF Bärndorf Rüsthaus 100.000 
Kanalsanierung 200.000 Volksschule 40.000 
Schiklub – Schanzensanierung 220.000 UZR Leasing 37.000 
Gesamtsumme der Darlehen 945.000 Straßenbau 250.000 
  Bauhof 50.000 
  Bedarfszuweisungen AOH 576.200 
  UZR 100.000 
  Neue Mittelschule 45.000 
  Bedarfszuweisungen Gesamt  740.000 

 
Der Verschuldungsprozentsatz der Stadtgemeinde für 2017 liegt bei 0,64 %. 
 
Herr Bgm. Bernhard beantragt, dem außerordentlichen Haushalt 2017 der 
Stadtgemeinde Rottenmann wie vorgetragen zuzustimmen. 
 
Einstimmige Zustimmung. 
 
 

Vzbgm. Baumschlager ersucht um Protokollierung folgender Stellungnahme seitens 
der SPÖ-Fraktion: 
 

Die SPÖ-Fraktion stimmt dem außerordentlicher Haushalt im Voranschlag 2017 
grundsätzlich zu, ist aber – wie auch bereits beim Voranschlagsbeschluss für das 
laufende Jahr – mit der unter 840100 angeführten Position bzw. den Kosten zu 
„Grund- und Gebäudeankauf Hauptstraße 54 und 55“ bzw. Gebäudeabbruch mit 
einer Höhe von € 201.000,00 nicht einverstanden.  

 
 

Bgm. Bernhard ergänzt, dass das gleiche Thema auch im Stadtrat besprochen wurde, 
in der sich Vzbgm. Baumschlager seiner Stimme enthalten hat. Man hat sich aber über 
alle Fraktionen hinaus verständigt, dass man sich nach Zusammentragen aller 
erforderlichen Unterlagen im Frühjahr zusammensetzt, um eine gemeinschaftliche 
Lösung in der ersten Gemeinderatssitzung 2017 im März zu erreichen.  
 

Weiters merkt Bgm. Bernhard zu folgenden außerordentlichen Posten an: 
 

• Schiklub – Schanzensanierung 
Veranschlagt sind € 220.000,00, wobei seitens des Landes noch keine 
Bedarfszuweisungen abgebildet sind. Es gibt aber jeweils für 2018 und 2019 
mündliche bzw. E-Mail-Zusagen seitens des Büros Schützenhöfer, dieses Projekt in 
Höhe von je € 57.500,00 zu unterstützen. Der Jugend- und Sportausschuss wird in 
Zusammenarbeit mit dem Schiklub darüber beraten, wie weit die Ausbaustufe 
gewollt und möglich ist, und sobald das Konzept fertig ausgearbeitet ist, dem 
Gemeinderat zur Beschlussfassung vorlegen.  

 

• Bauhofsanierung 
Die im laufenden Jahr schon begonnene Sanierung des Bauhofs soll auch im 
kommenden Jahr 2017 weitergeführt werden. Dem angesetzten hohen Betrag von 
€ 420.000,00 stehen schriftlich zugesagte Bedarfszuweisungen seitens des Landes 
Steiermark in Höhe von € 50.000,00 gegenüber. Im veranschlagten Betrag ist auch 
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ein schon seit mehreren Jahren in Erwägung gezogener Ankauf des Grundstücks 
Jaindl berücksichtigt, zumal der Bauhof zurzeit mehrere verschiedene Lagerflächen 
bei der IRIT-Halle oder am Freigelände in Büschendorf nutzt, wobei künftig dafür ein 
zentraler Platz nahe dem Bauhof geschaffen werden soll. Weiters ist auch eine 
Asphaltsanierung im bestehenden Bauhofgelände in Höhe von rd. € 100.000,00 
inbegriffen.  

 

• Kunsteislaufplatz 
Dieser ist mit € 150.000,00 veranschlagt, wobei davon € 10.000,00 durch den 
ordentlichen Haushalt bedeckt sind. Wie auch seitens des Jugend- und 
Sportausschusses angeregt, wird eine Statistik über die Annahme seitens der 
Bevölkerung bzw. die Besucherzahlen geführt, wobei die entsprechende 
Evaluierung, ob der Kunsteislaufplatz ein Projekt für Rottenmann ist oder nicht, bis 
März 2017 läuft. Zurzeit ist die Benutzung durch die Bevölkerung anscheinend ganz 
gut. Sollte es zu einem Ankauf kommen, ist die entsprechende Beschlussfassung im 
Gemeinderat noch erforderlich, wobei jedenfalls ein Voranschlagsposten dafür 
besteht.  

 

• Sanierung Volksschul-Sanitäranlagen 
Für den veranschlagten Betrag von € 80.000,00 wird die aufgrund teilweiser 
Rohrbrüche dringend erforderliche Sanierung aller WCs durchgeführt, wobei dafür 
seitens des Landes € 40.000,00 beigesteuert werden.  

 

• Straßenbau 
Für den Straßenbau konnten beim Land Steiermark um € 25.000,00 mehr an 
Bedarfszuweisungen erreicht werden, wobei er, Bgm. Bernhard, in diesem 
Zusammenhang seinen Dank an Frau Rechnungsführerin Andrea Frewein und 
Stadtamtsdirektor Dr. Mayer ausspricht, die die erforderlichen Unterlagen für die 
persönliche Vorsprache gründlich aufbereitet haben, womit in der Folge eine gute 
Verhandlung mit dem Land Steiermark möglich war.  

 
 
Herr FR. Ing. Ploder trägt die vorgesehenen Steuerhebesätze, den Höchstbetrag der 
Kassenkredite und den Gesamtbetrag der aufzunehmenden Darlehen vor:  
 

c) Festsetzung der Steuerhebesätze 
 
Für die Gemeindeabgaben werden nachstehende Hebesätze festgesetzt: 
 

Grundsteuer: 
a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe  500 v.H. der Grundsteuermeßbeträge A 
b) für sonstige Grundstücke  500 v.H. der Grundsteuermeßbeträge B 

 
Die Lustbarkeitsabgabe wird in der mit Gemeinderatsbeschluss bzw. auf Basis der 
Änderung des (Gemeinde)Lustbarkeitsabgabegesetzes 2003 mit Wirkung vom 
1. Jänner 2016 festgesetzten Höhe im Haushaltsjahr 2017 vereinnahmt.  
 
Die Hundeabgabe wird im Haushaltsjahr 2017 in nachstehender Höhe erhoben: 
 

Wachhunde 
 

30,00 
1. Luxushund 80,00 
2. und jeder weitere Luxushund 80,00 
Diensthunde Befreit 
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d) Höchstbetrag der Kassenkredite 
 
die im Haushaltsjahr 2017 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben des ordentlichen 
Haushaltes in Anspruch genommen werden, wird mit € 1.748.000 festgesetzt (max. 
1/6 der ordentlichen Einnahmen gem. § 80 GO). In diesem Höchstbetrag sind keine 
Kassenkredite enthalten, die auf Grund von früheren Ermächtigungen aufgenommen 
und noch nicht zurückbezahlt wurden. 
 
 

e) Gesamtbetrag der aufzunehmenden Darlehen 
 
die zur Bestreitung von Ausgaben des außerordentlichen Haushaltes 2017 bestimmt 
sind, wird mit € 945.000 festgesetzt. Dieser Betrag wird nach dem außerordentlichen 
Voranschlag für folgende Zwecke verwendet: 
 
Kunsteislaufplatz 140.000 
Volksschule Sanitäranlagen 40.000 
Bauhofsanierung 370.000 
Kanalsanierung 200.000 
Schiklub – Schanzensanierung 220.000 
Gesamtsumme der Darlehen 945.000 

 
 

Herr Bgm. Bernhard beantragt, die Steuerhebesätze, den Höchstbetrag der 
Kassenkredite und den Gesamtbetrag der aufzunehmenden Darlehen im Sinne der 
Ausführungen zu beschließen.  
 
Einstimmige Zustimmung. 
 
 
 
7) Mittelfristiger Finanzplan 
 
Der mittelfristige Finanzplan wird von Herrn Bgm. Bernhard folgendermaßen 
vorgetragen: 
 
 

Mittelfristiger Finanzplan für 2018 bis 2021 
 
 

Gruppe Bezeichnung Voranschlag Finanzplan Finanzplan Finanzplan Finanzplan 

2017 2018 2019 2020 2021 
  Mittelfristiger Finanzplan           

0 – 9 Summe OHH Einnahmen 10.513.000 10.447.900 10.451.500 10.556.000 10.661.000 

0 – 9 Summe AOH Einnahmen 4.160.900 1.591.500 1.495.500 1.499.700 1.503.500 

  Gesamteinnahmen 14.673.900 12.039.400 11.947.000 12.055.700 12.164.500 
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0 – 9 Summe OHH Ausgaben 10.513.000 10.447.900 10.451.500 10.556.000 10.661.000 

0 – 9 Summe AOH Ausgaben 4.160.900 1.591.500 1.495.500 1.499.700 1.503.500 

  Gesamtausgaben 14.673.900 12.039.400 11.947.000 12.055.700 12.164.500 

              
  FREIE FINANZSPITZE 0 0 0 0 0 

 
Im mittelfristigen Finanzplan wurden für 2018, 2019, 2020 und 2021 nur die laufenden 
Vorhaben erfasst. Weitere notwendige Vorhaben für 2018, 2019, 2020 und 2021 
können aufgrund der unsicheren Finanzsituation derzeit noch nicht erfasst werden. 
 
Herr Bgm. Bernhard beantragt, den mittelfristigen Finanzplan 2018 bis 2021 wie 
vorgetragen zu beschließen. 
 
Einstimmige Zustimmung. 
 
 
 
8) Abgabenordnungen, Gebühren und Tarifanpassungen 
 

a) Instandsetzungskostenbeitrag für Gemeindewohnungen, Indexanpassung 
b) Gebühren Urnenfriedhof, Indexanpassung 

 
Es wird eine Indexanpassung der im Folgenden dargestellten Gebühren beantragt, 
wobei zu bedenken ist, dass mit Beschluss des Gemeinderates vom 28.10.2013 
bereits die Benützungsgebühren hinsichtlich Kanal, Wasser und Müllabfuhr durch 
Einfügung einer Klausel betreffend die jährliche Wertsicherung geregelt wurden. Die 
nunmehrige Indexanpassung soll daher nur mehr den Instandsetzungskostenbeitrag 
für Gemeindewohnungen sowie die Gebühren des Urnenfriedhofs betreffen. Die 
Indexanpassung wird demnach im Ausmaß von + 0,6 % wie folgt von Herrn FR. 
Ing. Ploder beantragt (Letzter Index VPI 2010 Monat 6/15: 111,2 – Monat 6/16: 111,9 
= + 0,6 % für alle Tarife). 
 

 Alt 
€ 

Neu  
€ 

 

INSTANDSETZUNGSKOSTENBEITRAG: Betrag inkl. USt. 
 

Für Gemeindewohnungen pro m² und Jahr 

 

 
 

2,94 

 

 
 

2,96 
 

Urnenfriedhof: 
 

Einmalige Bereitstellungsgebühr 
 

Urnennische klein 
Urnennische groß 
 

Benützungsgebühr für 10 Jahre: 
 

Urnennische klein  
Urnennische groß  

 

 
 

 
 

813,57 
1.016,91 

 

 
 

183,07 
213,53 

 

 
 

 
 

818,45 
1.023,01 

 

 
 

184,17 
214,81 
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Pro Aufbahrung (5%-Klausel noch nicht erreicht) 
 

 
79,18 

 
79,18 

 

Einstimmige Zustimmung. 
 
 

c) Gebühren Industriewasser AHT Cooling Systems GmbH, Erhöhung 
 
Nachdem die Benützungsgebühren für Trinkwasser mit Gemeinderatsbeschluss vom 
30. Mai 2016 von € 0,83 auf € 1,00 pro m³ erhöht wurden, war aufgrund der 
beträchtlichen Investitionen ins allgemeine Wasserleitungssystem auch ein Gespräch 
hinsichtlich der erforderlichen Erhöhung des Tarifs für das von der Stadtgemeinde 
bzw. der Städtische Betriebe GmbH gegenüber der Fa. AHT bereitgestellte 
Industriewasser (Nutzwasser) mit den Verantwortlichen der Fa. AHT zu führen. Bislang 
galt eine Gebühr für Industriewasser in Höhe von € 0,36 pro m³, was im Jahr 
Einnahmen in Höhe von ca. € 74.000,00 ergab. Angepasst an die prozentuelle 
Erhöhung im Privatbereich hätte dies eine Erhöhung der Gebühr für Industriewasser 
gegenüber der AHT auf € 0,42 ergeben, wobei man sich nach Verhandlungen auf eine 
Erhöhung von ca. 10 %, demnach auf € 0,40 pro m³ geeinigt hat. Die nunmehrige 
Erhöhung auf € 0,40 ergibt bei einem Verbrauch von 205.000 m³ Mehreinnahmen für 
die Stadtgemeinde Rottenmann im Ausmaß von ca. € 8.000,00 pro Jahr. 
 
Demnach wird seitens Herrn FR. Ing. Ploder beantragt, die Gebühren gegenüber der 
AHT Cooling Systems GmbH für das bereitgestellte Industriewasser mit Wirksamkeit 
ab 01. Jänner 2017 von € 0,36 auf € 0,40 exkl. USt. pro m³ zu erhöhen. 
 
Einstimmige Zustimmung. 
 
 

Ergänzung durch Bgm. Bernhard: 
 
Das Industriewasser wird seitens der Fa. AHT überwiegend für die Kühlung im Bereich 
der Kunststofflackierung verwendet. Prinzipiell besteht hinsichtlich der Gebühren eine 
Gratwanderung bzw. erforderten die Verhandlungen „Fingerspitzengefühl“, zumal die 
Fa. AHT, sollten auf deren Seite zu hohe Kosten für die Beistellung des 
Industriewassers anfallen, eine anderweitige Lösung andenken könnte.  
 
 
GR.in Luidolt betritt um 20.18 Uhr den Sitzungssaal. 
 
 
 
9) Bauvorhaben – Straßen 
 

a) Straßenbauprogramm 2017 
 

Baulos netto in € 20% USt. brutto in € Notiz 

Baustelleneinrichtungsgebühr (6%)   12.435,22  

Bruckmühlweg IV 44.498,32 8.899,66 53.397,98  

Innenstadt Hauptstrasse Pflasterarb. 68.396,45 0,00 68.396,45 Entwässerungsmaßnahme 



Gemeinderatssitzung vom 12.12.2016  Seite 25 von 41 

Boder Sonnenhang IV 39.358,97 7.871,79 47.230,76  

Baukostenzusch. SINGER (Zusage BGM) 4.000,00 800,00 4.800,00  

Brückenüberprüfung 10.000,00 2.000,00 12.000,00  

BA11 nicht förderfähiger Straßenbau  120.000,00 0,00 120.000,00 Entwässerungsmaßnahme 

Kleinbaustellen Oppenberg 15.000,00 3.000,00 18.000,00  

Kleinbaustellen Rottenmann 20.000,00 4.000,00 24.000,00  

Verfugung / Kanaldeckelsanierung 10.000,00 2.000,00 12.000,00  

Gesamtsumme 2017 331.253,73 28.571,46 372.260,41  

 
Zu ergänzen ist, dass die Bauloskosten Schätzkosten aus Erfahrungswerten der 
letzten Jahre darstellen, die nur näherungsweise ein zu erwartendes 
Ausschreibungsergebnis 2017 widerspiegeln bzw. ergeben sich diese Kosten aus 
einem Flächenaufmaß mittels Messrad. Anfang 2017 erfolgt schließlich die 
diesbezügliche Ausschreibung. 
 
Das vorgetragene Straßenbauprogramm für 2017 wird hiermit von Herrn 
GR. Schlemmer beantragt.  
 
Einstimmige Zustimmung.  
 
 
 
10) Liegenschaftsangelegenheiten 
 

a) Andrea Maria Gombocz, Löschungserklärung zu Vorkaufs- sowie Wieder-
kaufsrecht, Liegenschaft EZ 891 KG 67511 Rottenmann, Bruckmühl 58, 
W3 

 
Frau Andrea Maria Gombocz möchte ihre Wohnung Nr. 3 bzw. ihre 128/2058-Anteile 
an der Liegenschaft Bruckmühl 58, EZ 891, GB 67511 Rottenmann verkaufen und 
ersucht nun im Zuge der grundbücherlichen Umsetzung um Löschung des zugunsten 
der Stadtgemeinde Rottenmann eingetragenen Vor- sowie Wiederkaufsrechtes. 
 
Demnach wird seitens Herrn GR. DI (FH) Zraunig beantragt, folgende Erklärung 
seitens der Stadtgemeinde Rottenmann zu beschließen: 
 
 

LÖSCHUNGSERKLÄRUNG 
 

Ob den 128/2058 Anteilen (B-LNr 35) der Andrea Maria Gombocz, geb. 1962-03-28, 
an der im Grundbuche des Bezirksgerichtes Liezen einkommenden Liegenschaft EZ 

891 GB 67511 Rottenmann, mit denen das Wohnungseigentum an der Wohnung W3 
Brückmühl 58 untrennbar verbunden ist, haften  
a) unter C-LNr 6a das Vorkaufsrecht sowie   

b) unter C-LNr 7a das Wiederkaufsrecht  je  
zugunsten der Stadtgemeinde Rottenmann.   
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Die Stadtgemeinde Rottenmann erklärt nunmehr, hinsichtlich der vorgenannten 

Anteile B-LNr 35 auf die ihr zustehenden vorgenannten Rechte zu verzichten und 
erteilt daher ihre ausdrückliche Einwilligung der Einverleibung der Löschung der zu 
ihren Gunsten haftenden vorgenannten Rechte, nämlich Vorkaufsrecht (C-LNr 6a) und 

Wiederkaufsrecht (C-LNr 7a) ob der Liegenschaft EZ 891 GB 67511 Rottenmann, 
jedoch nur hinsichtlich der Anteile B-LNr 35, dies ohne ihr weiteres Einvernehmen, 
jedoch nicht auf ihre Kosten.   
 

Einstimmige Zustimmung. 
 
 

b) Weggrundstück Nr. 2197 und 2190, EZ 400, KG 67511 Rottenmann, 
Übertrag in freies Gemeindevermögen und Abtretung an Herrn Hans Peter 
Fink, Boder 1 gegen die Einräumung einer Dienstbarkeit zugunsten der 
Städtische Betriebe Rottenmann GmbH betreffend Duldung einer 
Steinschlichtung samt Zugang und Zufahrt für Wehranlage Kraftwerk 
Bärndorf zum Zwecke der Wartung und Reparatur, weiters Verordnung auf 
Auflassung der beiden Weggrundstücke aus dem öffentlichen Gut im 
Bereich EZ 400 

 

Im Zuge des Baus des Kraftwerks Bärndorf ist im Bereich des Einlaufbauwerks durch 
die erforderlich gewordene, rechtsufrige Längsverbauungsmaßnahme (in Form einer 
hangsichernden Stützmauer) des Bärndorferbaches ein Bereich im Ausmaß von 36 m² 
des Grundstücks Nr.: 153, KG 67502 Bärndorf, gehörig Herrn Hans Peter Fink, Boder 
1, in Anspruch genommen worden.  
 
Das Grundstück Nr. 2197 aus EZ 400, das eingeschlossen ohne Zufahrt als Insel 
besteht und quer durch das Wohnhaus von Herrn Fink führt, soll nun als Gegenleistung 
für die Einräumung der Nutzungsberechtigung durch das Aufstellen der 36m²-
Stützmauer Herrn Hans Peter Fink abgetreten werden, zudem das Grundstück Nr. 
2190 aus EZ 400, ein durch die Liegenschaften von Hans Peter Fink führender, 
zugewachsener alter Hohlweg, als Gegenleistung für einzuräumende Dienstbarkeiten 
gegenüber der Städtische Betriebe Rottenmann GmbH. 
 
Der für derartige Verkäufe alter Weggrundstücke übliche Ablösepreis in Höhe von 
€ 1,00 pro m² soll dabei seitens der Städtische Betriebe Rottenmann GmbH gegenüber 
der Stadtgemeinde Rottenmann geleistet werden.  
 

Demnach werden seitens Herrn GR. DI(FH) Zraunig folgende Anträge gestellt: 
 

Übertrag der Grundstücke Nr. 2197 und 2190, beide EZ 400 in KG 67511 
Rottenmann aus dem Öffentlichen Gut der Stadtgemeinde Rottenmann in freies 
Gemeindevermögen folgendermaßen: 
 

• Gst. Nr. 2197, EZ 400 (Öffentliches Gut)    557 m² 
• Gst. Nr. 2190, EZ 400 (Öffentliches Gut)    511 m² 
Gesamtfläche der aufgelassenen Weggrundstücke 1.068 m²  
 
 

Weiters Abtretung der Grundstücke Nr. 2197 und 2190, aufgelassen aus EZ 400 in KG 
67511 Rottenmann, so wie sie liegen und stehen, an Herrn Hans Peter Fink, Boder 1 
gemäß § 13 LiegTeilG folgendermaßen: 
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• Gst. Nr. 2197, ehemals EZ 400 (Öffentliches Gut) an Hans Peter Fink    557 m² 
• Gst. Nr. 2190, ehemals EZ 400 (Öffentliches Gut) an Hans Peter Fink    511 m² 
Gesamtfläche 1.068 m²  
 
Die Grundübertragung soll gegen die Leistung von € 1,00 pro m², demnach in Summe 
von € 1.068,00 erfolgen, wobei dieser Betrag von der Städtische Betriebe Rottenmann 
GmbH übernommen wird und gegenüber der Stadtgemeinde Rottenmann zur 
Auszahlung gelangt.  
 
Gleichzeitig soll der Städtische Betriebe Rottenmann GmbH von Herrn Hans Peter 
Fink eine Dienstbarkeit eingeräumt werden, und zwar zur Duldung der 
Steinschlichtung sowie zur Duldung des Zugangs- und Zufahrtsrechts über das 
Grundstück Nr. 153, KG 67502 Bärndorf zum Zwecke der Wartung, Reparatur und 
Instandhaltung jeglicher Anlagenteile, und zwar auch von Bauten des Kraftwerks 
Bärndorf.  
 
Der Antrag auf Übertrag der genannten Weggrundstücke in freies Gemeindevermögen 
sowie auf Abtretung an Herrn Hans Peter Fink wird hiermit seitens Herrn GR. DI(FH) 
Zraunig gestellt.  
 
Einstimmige Zustimmung. 
 
 

Weiters wird in diesem Zusammenhang der Erlass folgender Verordnung auf 
Auflassung von Weggrundstücken seitens Herrn GR. DI(FH) Zraunig beantragt: 
 
Verordnung der Stadtgemeinde bezüglich der Auflassung der Weggrundstücke 
im Bereich EZ 400, KG 67511 Rottenmann 
 

VERORDNUNG 

des Gemeinderates der Stadtgemeinde Rottenmann 
 

Artikel I: 
 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Rottenmann hat in seiner Sitzung vom 
12. Dezember 2016 aufgrund des § 8 Abs. 3 des Landesstraßenverwaltungsgesetzes 
1964 i.d.g.F. LGBL. Nr. 1964/154 im Zuge von Grundabtretungen, und zwar im 
Zusammenhang mit dem Bau des Kraftwerks Bärndorf wie folgt festgelegt: 
 
Vom öffentlichen Gut – Gemeindeweg EZ 400, KG 67511 Rottenmann – wird folgende 
Grundstücksfläche abgetreten und ist als öffentliches Weggrundstück 
auszuscheiden: 
 

Gst. Nr. 2197 557 m² 

Gst. Nr. 2190 511 m² 

Gesamtfläche 1.068 m² 
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Artikel II: 
 

Diese Verordnung tritt gemäß § 92 Abs. 1 der Gemeindeordnung 1967 nach Ablauf 
der Kundmachungsfrist in Kraft. 
 

Einstimmige Zustimmung. 
 

GR. Fink hat vor der Abstimmung wegen Befangenheit den Sitzungssaal verlassen.  
 
 

Ergänzung durch Stadtamtsdirektor Dr. Mayer (auf Befragen von GR. NAbg.a.D. 
ÖR Horn):  
 

Der erwähnte Dienstbarkeitsvertrag ist mit der Städtischen Betriebe GmbH 
abzuschließen und wurde im Gemeinderatsbeschluss deshalb nicht ausformuliert. 
Diese Vorgangsweise ist auch mit Herrn Notar. Dr. Coll abgesprochen.  
 
 
 

11) Subventionen 
 

a) Bergrettungsdienst Rottenmann, Bergrettungseuro 2016 
 
Um die im steirischen Rettungsdienst definierten umfangreichen Aufgaben der 
Bergrettung, und zwar „Personen, die im alpinen oder unwegsamen Gelände vermisst 
oder verunglückt sind, zu suchen, Hilfe zu leisten und zu bergen“, bestmöglich erfüllen 
zu können, bedarf es, die Kameradinnen und Kameraden der Ortstelle Rottenmann 
optimal auszubilden und mit einer adäquaten Ausrüstung auszustatten. Zusätzlich 
bemüht sich die Ortsstelle Rottenmann mit großem Engagement auch um die 
Erweiterung der Freizeitangebote für die Öffentlichkeit. 
 

Die Bergrettung ist zwar im Steirischen Rettungsdienstgesetz fest verankert, ihr wird 
jedoch keine Zuwendung gewährt. Laut derzeitiger Vereinsförderung erhält die 
Bergrettung, Ortsstelle Rottenmann, eine jährliche Subvention in Höhe von € 730,00. 
 

Mit Schreiben, eingelangt im Stadtamt Rottenmann am 14. November 2016, ersucht 
die Bergrettung, Ortsstelle Rottenmann, den jährlichen Subventionsbeitrag auf einen 
Euro pro Einwohner der Stadtgemeinde Rottenmann zu erhöhen, was auf Basis der 
Einwohnerzahl per 01.01.2015 einen Betrag von € 5.239,00 bedeutet.  
 

Zumal der entsprechende Betrag im Voranschlag berücksichtigt ist, wird nun seitens 
Frau GR.in Haider der Antrag gestellt, die Subvention für 2016 in Höhe von € 1,00 pro 
Einwohner, d.h. gesamt € 5.239,00, gegenüber dem Bergrettungsdienst zu gewähren. 
 

Einstimmige Zustimmung. 
 
 

Erläuterungen durch den Obmann der Bergrettung, Ortsstelle Rottenmann, Herrn 
Dieter Gassner (auf Befragen von GR. NAbg.a.D. ÖR Horn zum grund für die 
beträchtliche Subventionserhöhung von ursprünglich € 730,00 pro Jahr bzw. ob 
zusätzlich mit Ansuchen für Gerätschaften zu rechnen ist): 
 

Die Bergrettung Rottenmann ist nicht als Verein, sondern vielmehr als Einsatzorgani-
sation zu werten, so wie es auch im Rettungsdienstgesetz niedergeschrieben steht.  
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Demzufolge stellt sich die Bergrettung gleich mit einer Feuerwehr oder Rettung. Zwar 
hat die Bergrettung nicht dieselbe Anzahl an Einsätzen, die Mitglieder haben aber 
dennoch Kurse zu absolvieren, Übungen durchzuführen und mit der Ausrüstung immer 
auf dem Laufenden zu sein. Auch wenn die Häufigkeit an Einsätzen nicht gegeben ist, 
ist man im Falle eines Einsatzes doch um ein Erhebliches mehr gefordert. So besteht 
für die Bergrettung beispielsweise auch keine Möglichkeit, mit einem Einsatzfahrzeug 
zu den Einsätzen zu fahren, weiters müssen bei Alarmierung auch die erforderliche 
Anzahl an Bergrettern und der Aufstieg zum Einsatz selbst koordiniert werden. In den 
letzten zwei bis drei Jahren konnte eine Kooperation mit der Feuerwehr dahingehend 
erreicht werden, dass diese – soweit wie möglich – den Shuttledienst für die Bergretter 
übernimmt, wobei letztlich der Weg zum Patienten nach wie vor zu Fuß absolviert 
werden muss. Hinsichtlich Gerätschaften entstehen vermehrt Kosten für Seile, 
Karabiner und Tragen, die mit den bisherigen Förderungen seitens Stadtgemeinde, 
Land und Direktförderer nicht mehr getragen werden können, zumal die Einsätze 
immer aufwändiger und die erforderlichen Gerätschaften umfangreicher werden, deren 
Anschaffung landesweit vorgeschrieben und leider immer teurer wird. So ist nun z.B. 
kein Stahlseil mehr zu verwenden, sondern der Umstieg auf neue Dyneema-Seile 
notwendig, was für jede Ortsstelle mit entsprechenden Kosten verbunden ist. Diesen 
Umstieg hat die Bergrettung Rottenmann vor 2 Jahren auch mit Unterstützung der 
Stadtgemeinde bereits durchgeführt. Im letzten Jahr wurde der „Einsatzrucksack“ 
angeschafft, mit dem die Bergrettung neuen Mitglieder, die bislang mit ihrer 
Privatausrüstung arbeiten mussten, eine Basisausstattung, bestehend aus 
Winterrucksack mit Airbag sowie Sommerrucksack, bieten wollte, zumal auch bei 
anderen Einsatzorganisationen neue Mitglieder als erstes eine Ausstattung erhalten. 
Dieses Starterpaket rief pro Mann Kosten in Höhe von € 2.000,00 bzw. gesamt über 
€ 40.000,00 hervor, wobei die Bergrettung auch dafür dankenswerterweise eine 
Subvention seitens der Stadtgemeinde erhielt. Hinsichtlich der Unterstützung der 
Gemeinde in den umliegenden Ortsstellen wird jedenfalls immer differenziert. Leider 
hat nicht jede Bergrettung einen solchen Stellenwert wie in Admont, die aber auch ein 
schwierigeres Einsatzgebiet bzw. oft schwierigere Einsätze hat. Die Bergrettung 
Admont wird wissentlich sehr gut von der Gemeinde gefördert, wobei für 2017 auch 
die Errichtung eines neuen Dienstlokals in der Nähe der Feuerwehr zu Kosten von 
über  € 700.000,00 geplant ist, die zwischen Land, Gemeinde und Ortsstelle selbst 
aufgeteilt werden.  
 
Es besteht auch ein Programm für die Bevölkerung, wie der Kelltersteig zeigt, der im 
Sommer ein Kinderprogramm, aber auch für Erwachsene die Möglichkeit bietet, die 
richtige Begehung von Klettersteigen zu erlernen.  
 
Es sind laut Obmann Gassner prinzipiell keine weiteren Förderanträge vorgesehen, 
wobei bei anstehenden großen Investitionen natürlich wieder eine Anfrage gestellt 
werden wird. Mit den nun beantragten € 5.239,00 wäre der Bergrettung jedenfalls sehr 
geholfen, da deren Einnahmequellen stark beschränkt sind.  
 
Herr Gassner führt abschließend aus, dass jede Ortsstelle vom Land unterstützt wird, 
aber es jeder Ortstelle obliegt, das Auslangen zu finden bzw. auch Rechnungen für 
Einsätze zu stellen. Ramsau am Dachstein stellt z.B. generell Rechnungen, wobei die 
Ortsstelle Ramsau auch großzügig durch den dortigen Tourismusverband 
subventioniert wird. Jedenfalls ist jede Ortsstelle selbst gefordert, Förderungen bzw. 
Einnahmen zu lukrieren. 
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Ergänzung durch Bgm. Bernhard: 
 
Zum bereits im Voranschlag 2016 berücksichtigten Subventionswert ist auszuführen, 
dass der Antrag bereits 2015 zum ersten Mal gestellt wurde, kurz zuvor aber die 
Subventionierung des Winterrucksacks bzw. schließlich die zweite Tranche für den 
Sommerrucksack gewährt wurde, weshalb er die Bergrettung gebeten hatte, vom 
Antrag für 2015 Abstand zu nehmen und ein neuerliches Ansuchen 2016 zu stellen. 
Bei größeren Anschaffungen muss in Anlehnung an die Feuerwehr bzw. Rettung der 
Gemeinderat neu über allfällige Förderansuchen beraten. Hinsichtlich einer 
Abstimmung mit Nachbargemeinden hat er, Bgm. Bernhard, mit Admont gesprochen, 
gezielte Anfragen bei anderen Gemeinden oder beim Städtebund wurden nicht 
getätigt. Jedoch glaubt er, gegenüber „Blaulichtorganisationen“ die richtige Einstellung 
zu haben, wobei der Gemeinderat diesbezüglich auch eine gewisse Verantwortung 
hat, weshalb er die Subvention als gerechtfertigt ansieht. Prinzipiell ist die Subvention 
jährlich im Voranschlag zu beschließen, wobei man sie gewähren sollte, solange man 
sich diese und auch andere Förderungen in der genannten Art und Weise leisten kann. 
 
 

b) RML Regionalmanagement Liezen, Mitgliedsbeitrag 2016 
 
Das RML ersuchte mit Schreiben vom 28. Jänner 2016 die Stadtgemeinde um die 
Überweisung des Mitgliedsbeitrags 2016 in Höhe von € 5.254,00 für die RML 
Regionalmanagement Bezirk Liezen GmbH. Der Beitrag beträgt laut Beschluss der 
Generalversammlung vom 15.12.2008 pro Einwohner € 1,00. 
 
Nach Besprechungen samt Vorstellung der laufenden Projekte durch das RML wird 
seitens Frau GR.in Haider der Antrag gestellt, basierend auf dem Schreiben des RML 
Liezen vom 28. Jänner 2016 den Betrag von € 5.254,00 an das Regionalmanagement 
Liezen zu überweisen. 
 
Mehrheitliche Zustimmung (bei 1 Gegenstimme: GR. DI(FH) Zraunig) 
 
 

Ergänzung durch Bgm. Bernhard (auf Befragen von Vzbgm. Baumschlager):  
 

Zur unterschiedlichen Höhe der nach Einwohnerzahlen bemessenen 
Subventionshöhe bei der Bergrettung und dem RML ist zu erwähnen, dass sich der 
Bergrettungseuro nach den Einwohnern per 01.01.2015 laut Statistik Austria orientiert. 
Auch das RML bezieht sich im Schreiben auf die Einwohnerzahl per 01.01.2015, 
schreibt jedoch € 5.254,00 vor. Nachdem der RML-Mitgliedsbeitrag ein über den 
ganzen Bezirk Liezen vorgeschriebener Satz ist, d.h. jede Gemeinde sich daran zu 
halten hat, hat man diesen zur Beschlussfassung vorgelegt bzw. wird man diesen 
überweisen. Er stellt jedoch gerne in Aussicht, beim RML die Einwohnerzahl zu 
hinterfragen.  
 
 
 

12) Jagdwesen 
 

a) Feststellung der Gemeindejagdgebiete für Verpachtung bis 31.03.2028 
 

Die Stadtgemeinde Rottenmann wurde von der Bezirkshauptmannschaft Liezen 
aufgefordert, nach der Gemeindefusionierung die bestehenden Gemeindejagdgebiete 
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neu zu bestätigen oder zu einer Gemeindejagd zusammenzulegen. Die fünf 
Gemeindejagden lauteten bisher – unter Berücksichtigung des nunmehrigen Ortsteils 
Oppenberg – wie folgt: 
 
KG Rottenmann 
KG Bärndorf/Büschendorf 
KG Edlach 
KG Singsdorf 
KG Oppenberg 
 
Das Gemeindejagdgebiet soll nun wie bisher getrennt nach Katastralgemeinden 
verpachtet werden. Die KG Büschendorf wird diesbezüglich mit der KG Bärndorf 
vereinigt.  
 
Folglich wird seitens Herrn GR. Fink beantragt, für die geplante Neuverpachtung (vom 
01.04.2019 bis 31.03.2028) an den bisherigen an die Katastralgemeinden angelehnten 
Gemeindejagden festzuhalten. 
 
Einstimmige Zustimmung. 
 
 
 
13) Bericht über die im Auftrag der Aufsichtsbehörde durchgeführte 

Überprüfung der Gebarung der Stadtgemeinde Rottenmann, GZ: 
BHLI-333/2015-15, Feststellungen der Prüfungsorgane samt Entwurf 
der Stellungnahme gegenüber dem Land Steiermark 

 
Die Überprüfung der Gebarung in der Stadtgemeinde Rottenmann wurde tageweise 
von 12. Mai 2016 bis 02. August 2016 von den Prüfungsorganen der 
Bezirkshauptmannschaft Liezen, Peter Grogl, Claudia Steiner und Anna Lammer im 
Stadtamt Rottenmann durchgeführt.  
 
Die Bezirkshauptmannschaft Liezen hat entsprechend den Rechtsgrundlagen gemäß 
Art. 119a Abs. 2 und 3 B-VG iVm § 87 Stmk. GemO 1967 die gesamte Ausgaben- und 
Einnahmengebarung, die gesamte Schuldengebarung sowie die Gebarung mit dem 
beweglichen und unbeweglichen Gemeindevermögen durchwegs stichprobenartig 
geprüft. Darüber hinaus wurden auch Maßnahmen der Gemeinde bzw. ihrer Organe 
geprüft, die Auswirkungen auf Ausgaben, Einnahmen und Vermögensgegenstände 
der Gemeinde haben können. Als Prüfungsziele wurden dabei Wirtschaftlichkeit, 
Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit und Rechtmäßigkeit entsprechend den 
verfassungsrechtlichen und landesgesetzlichen Grundlagen festgelegt.  
Nicht geprüft wurden die Bereiche Städtische Betriebe Rottenmann GmbH und 
Verwaltungs- und Betriebsgesellschaft der Stadtgemeinde Rottenmann mbH.  
Der Zeitraum der Prüfung umfasste die Jahre 2015 und 2016, wobei in einige 
Teilbereiche außerhalb des angeführten Zeitraumes (vor der Gemeindefusionierung) 
eingesehen wurde.  
Die Schlussbesprechung fand schließlich am 03. August 2016 statt.  
Mit Schreiben vom 21. Oktober 2016 wurde der Prüfbericht wie vorgesehen dem 
Bürgermeister persönlich übermittelt. Dabei wurde ersucht, das Ergebnis der 
Überprüfung ausführlich und unverzüglich in geeigneter Form dem Gemeinderat zur 
Kenntnis zu bringen. Auf die Wahrung des Steuer- und Amtsgeheimnisses und der 
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Vertraulichkeit von Personal- und Steuerangelegenheiten wird besonders 
hingewiesen. Gemäß den Bestimmungen des § 87 Abs. 3 der Gemeindeordnung ist 
vom Bürgermeister über die aufgrund des Überprüfungsergebnisses getroffenen 
Maßnahmen innerhalb von drei Monaten, demnach bis spätestens 20. Jänner 2017 
dem Gemeinderat und der Aufsichtsbehörde im Dienstwege über die 
Bezirkshauptmannschaft Liezen zu berichten.  
 
Aus dem Bericht über die im Auftrag der Aufsichtsbehörde durchgeführte Überprüfung 
der Gebarung der Stadtgemeinde Rottenmann wird auszugsweise folgendes dem 
Gemeinderat mitgeteilt. Der Bericht über die Maßnahmen gegenüber dem Land 
Steiermark im Dienstwege über die Bezirkshauptmannschaft Liezen ist mittlerweile 
entworfen worden. Auf die Feststellungen des Prüfberichtes wird die Stadtgemeinde 
bzw. das Stadtamt entsprechend reagieren. Sollten besondere Maßnahmen gesetzt 
werden bzw. wird im Antwortschreiben gegenüber dem Land eine besondere 
Erläuterung abgegeben, wird diese in der Folge wiedergegeben: 
 
 
1/2.2 Gemeinderat 
 
Die Anträge zur Beschlussfassung bei den einzelnen Tagesordnungspunkten sind (in 
Ausnahmefällen) klarer zu formulieren. Es werden nicht jährlich 
Bürgerversammlungen abgehalten.  
 
 
2/2.3 Stadtrat 
 
Sitzungen des Stadtrates haben laut Gemeindeordnung mindestens einmal pro Monat 
stattzufinden, außer es beschließt der Stadtrat einstimmig, dass Sitzungen seltener 
abgehalten werden. In der Stadtratssitzung ist die geplante Tagesordnung für den 
Gemeinderat festzulegen.  
 
 
3/2.4 Verwaltungs- und Fachausschüsse 
 
Die Stadtgemeinde wird aufgefordert, alle Unterlagen über die 
Fachausschusssitzungen, demnach Einladungen, Einladungsnachweise und 
ordnungsgemäß unterfertigte Sitzungsprotokolle chronologisch abzulegen.  
Erwähnt wird dazu, dass die Vorsitzenden sowie Schriftführer der jeweiligen 
Ausschüsse gebeten werden, ihr Augenmerk darauf zu richten, dass die 
Sitzungsprotokolle ordnungsgemäß unterfertigt dem Stadtamt vorgelegt werden.  
 
Für den Waldausschuss liegt nicht die Voraussetzung für die Installierung eines 
Verwaltungsausschusses vor, wobei nun der Waldausschuss in der 
Gemeinderatssitzung vom 26. September 2016 bereits als Fachausschuss installiert 
wurde.  
 
4/2.5 Prüfungsausschuss 
 
Die Überprüfung durch den Prüfungsausschuss hat gemäß § 86 Abs. 3 GemO 
mindestens vierteljährlich zu erfolgen, wobei die Überprüfung des 
Rechnungsabschlusses in einer gesonderten fünften Sitzung vorzunehmen ist. In den 
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Unterlagen sind auch die Einladungen zu den Ausschusssitzungen abzulegen. Der 
Prüfungsausschuss wird aufgefordert, in Zukunft sämtliche Bereiche der Gebarung 
einschließlich der wirtschaftlichen Beteiligungen zumindest einmal im Laufe der 
Funktionsperiode stichprobenartig zu prüfen. Dazu kann den Prüfungsausschuss auch 
der Gemeinderat in Wahrnehmung seiner Kontrollfunktion auffordern. Es wird 
empfohlen, einen Prüfplan für das jeweilige Haushaltsjahr mit bestimmten 
Schwerpunkten zu erstellen.  
 
 
5/2.6. Organisation und Ordnungsprüfung 
 
Es soll darauf geachtet werden, dass auf sämtlichen Schriftstücken der 
Eingangsstempel angebracht wird. Gebührenvorschreibungen und 
Abgabenbescheide sind in jedem Falle rechtzeitig auszustellen.  
Diesbezüglich konnte die Kommunikation zwischen einzelnen Abteilungen bereits 
verbessert werden, und zwar beispielsweise wird von einer Bescheidausstellung des 
Bauamts die Buchhaltung umgehend über das Programm mittels Datenträger 
informiert.  
Die Steuerbefreiungen betreffend Grundsteuer waren nach schriftlichem Antrag zu 
gewähren.  
 
 
6/3.2 Ermittlung von eigenen und fremden Vermögenswerten bzw. 7/4.1 Kontoführung 
 
Die Eröffnung von Rücklagensparbüchern hat mittels Stadtratsbeschluss zu erfolgen, 
genauso auch die Eröffnung von Girokonten.  
 
 
8/4.3 Anordnungswesen 
 
Im Falle der Befangenheit des Bürgermeisters bzw. bei Zahlungen an den 
Bürgermeister haben Anordnungen durch den Vizebürgermeister zu erfolgen.  
 
 
9/4.4 Belegprüfung 
 
Auf Rechnungen ist in jedem Falle der Eingangsstempel anzubringen.  
Der verwendete Anordnungsstempel ist zu überarbeiten bzw. die sachliche und 
rechnerische Richtigkeit auf den Belegen zu bestätigen. Dazu ist zu erwähnen, dass 
die sachliche und rechnerische Richtigkeit aus organisatorischen Gründen oftmals von 
ein- und derselben Person überprüft wird. Anordnungen werden ab dem nächsten Jahr 
elektronisch aus dem Programm erfolgen, womit die Einrichtung eines neuen 
Anordnungsstempels nicht mehr erforderlich sein wird.  
Annahmeanordnungen sind zu erstellen, wobei mit Herrn Grogl darüber diskutiert 
wurde, ob die Ausstellung von Annahmeanordnungen in jedem einzelnen Fall noch 
zeitgemäß ist.  
Durch die Ablageform der Belege ist eine Kontrolle mit dem Buchungsjournal laut 
Gemeindeaufsicht schwierig, was seitens der Buchhaltungsabteilung jedoch nicht 
bestätigt wird.  
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Sammel- und Daueranordnungen sind auf ein Haushaltsjahr zu beschränken. Weiters 
ergingen Empfehlungen zur Verbuchung von Repräsentationen bzw. Aufwendungen 
für Bürgerversammlungen.  
Das Förderungswesen ist zu überarbeiten, zumal Auszahlungen ohne 
nachvollziehbare Aufstellungen erfolgten. Dazu ist zu erwähnen, dass dieser 
Feststellung nachgegangen wird, wobei im Falle von Förderungen auf Basis von 
Stadtrats- oder Gemeinderatsbeschlüssen in jedem Fall schon jetzt dahinterliegende 
Unterlagen im Sekretariat abgelegt werden.  
Bei diversen Arbeitsleistungen an Dritte, z.B. bei Wegsanierungen in Edlach und 
Bärndorf, ist zu prüfen, ob diese den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit 
und Zweckmäßigkeit entsprechen. Zu erwähnen ist dabei, dass dies überprüft wird, 
wobei in den genannten Fällen davon ausgegangen wird, dass die Vergaben der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit standhalten. Auch sind bei der Rechnungslegung 
immer genaue Aufzeichnungen vorzulegen.  
Die Untergliederung bei diversen Verbuchungen, so etwa bei Förderungen, wurde 
hinterfragt. Die Voranschlagspost sollte dabei in der vierten und fünften Dekade nicht 
unterteilt werden. Dazu ist zu erwähnen, dass bei Umsetzung dieser Feststellung 
diverse Untergliederungen im Voranschlag wegfallen werden.  
Überweisungen mittels Telebanking sind nach der Gemeindehaushaltsordnung bzw. 
der Gemeindeordnung durchzuführen, wobei darauf hingewiesen wird, dass bereits 
seit 2015 hierbei Änderungen erfolgten.  
Im Übrigen ergingen Hinweise zu Kontierungen, die von der Buchhaltung umgesetzt 
werden.  
 
 

10/4.6 Voranschlagsunwirksame Gebarung 
 
In der voranschlagsunwirksamen Gebarung werden nur Ein- und Auszahlungen 
verrechnet, die keine endgültigen Einnahmen und Ausgaben der Gemeinde darstellen. 
Hierbei ist auf jederzeitige Transparenz zu achten. Dazu ist zu erwähnen, dass 
Verwahrgelder und Vorschüsse alljährlich von der Abteilung der Gemeindeaufsicht 
überprüft werden.  
 
 
11/5.2 Mahnwesen 
 
Über die Gewährung einer Ratenzahlung bis zu vier Wochen entscheidet der 
Bürgermeister, über vier Wochen hinaus gemäß Gemeindeordnung der Stadtrat, 
wobei dieser mittels Bescheid zu erledigen hat. Gemäß Bundesabgabenordnung ist 
für zu spät entrichtete Abgaben ein Säumniszuschlag zu entrichten. Im Übrigen ist 
darauf zu achten, das Mahnwesen konsequent zu betreiben. Hierbei ist zu erwähnen, 
dass aufgrund ohnehin schon bisher geschehener regelmäßiger Mahnungen kein Fall 
einer Verjährung bekannt geworden ist.  
 
 
12/5.3 Grundsteuer und Grundsteuerbefreiungen 
 
Auf den Schriftstücken ist der Eingangsstempel in jedem Fall anzubringen. 
Grundsteuerbescheide sind nachweislich zuzustellen. Grundsteuerbefreiungen 
bedurften schriftlicher Anträge der Steuerpflichtigen, wobei die Steuerbefreiung erst 
vom Beginn jedes Kalenderjahres an wirkte, das dem Kalenderjahr der Antragstellung 
folgte.  
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13/5.4 Kommunalsteuer bzw. 14/5.5. Benützungsabgabe 
 

Bei Abweichungen der Kommunalsteuerbemessungsgrundlage von der 
Selbstberechnung auf Basis einer Prüfung ist ein Festsetzungsbescheid zu erlassen. 
Bei mehreren Unternehmen sind seit Jahren Rückstände ausgewiesen. Die Liste der 
dienstgeberbeitragspflichtigen Arbeitgeber vom Finanzamt Liezen ist mit den erklärten 
Steuerbeträgen zu überprüfen, wobei dazu zu erwähnen ist, dass über FinanzOnline 
bereits bisher Prüferergebnisse eingespielt und automatisch mit den Zahlungen 
verglichen wurden.  
Die gemeindeeigenen kommunalsteuerpflichtigen Betriebe, z.B. die Musikschule, 
werden nicht kommunalsteuerlich buchmäßig erfasst. Zu erwähnen ist dazu, dass 
hinsichtlich der Musikschule eine Abmachung mit der Stadtgemeinde Trieben besteht. 
Für jeden kommunalsteuerpflichtigen Betrieb sind die relevanten Unterlagen 
vollständig zu halten, wobei die abgeschlossenen Kommunalsteuerakten getrennt von 
den laufenden zu führen sind.  
Zur Vereinnahmung der Benützungsabgabe ist eine Verbuchungsanweisung erfolgt.  
 
 

15/5.7 Bauabgabe 
 

Die Bauabgabe wurde teils erst später, als im Baugesetz vorgesehen, vorgeschrieben 
bzw. fehlen in vereinzelten Fällen die Bescheide. Durch die Übergabe des 
Abgabenbescheides an die Finanzabteilung wird die Zahlungsüberprüfung eingeleitet, 
wobei in die EDV eine Eingabe/Soll-Stellung der Bauabgabe erfolgen sollte. Auch soll 
der Zahlungseingang auf dem Bauakt in jedem Fall vermerkt werden bzw. ist hier die 
Kommunikation zwischen Finanzabteilung und Bauamt zu verbessern, wobei zu 
erwähnen ist, dass dies über die EDV bereits erfolgt ist.  
Die Sachverständigengebühren sollen in Hinkunft über die voranschlagsunwirksame 
Gebarung abgewickelt werden.  
 
 

16/5.8 Verwaltungsabgaben 
 

Die vorgeschriebenen Verwaltungsabgaben sind von den vereinnahmten 
Kommissionsgebühren getrennt zu verbuchen. Der Zahlungseingang hinsichtlich der 
Verwaltungsabgaben ist auf den jeweiligen Geschäftsstücken zu vermerken.  
 
 
17/5.8.1 Fundwesen 
 

Geldbeträge sind umgehend nach Abgabe im Gemeindeamt auf ein Verwahrgeldkonto 
einzuzahlen und nach deren Verfall haushaltswirksam zu vereinnahmen.  
Über die abgegebenen Fundgegenstände sind Bekanntmachungen durchzuführen, 
wobei bei einem Fundwert von mehr als € 100,00 der Anschlag auf der Amtstafel 
genügt, bei einem Fundwert von mehr als € 1.000,00 ist eine Bekanntmachung 
gegenüber einem größeren Personenkreis erforderlich, so etwa über Zeitungen oder 
Internet.  
 
 

18/5.8.3 Feuerbeschau 
 

Es ist ein Verzeichnis der besonders brandgefährdeten baulichen Anlagen zu 
erstellen, wobei die Feuerbeschauen im Sinne des Steiermärkischen Feuer- und 
Gefahrenpolizeigesetzes durchzuführen sind.  
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19/5.10 Ferienwohnungsabgabe  
 
Es erging ein Hinweis hinsichtlich der Verbuchung der Ferienwohnungs- bzw. 
Nächtigungsabgabe. Die Feststellung, dass angeblich keinerlei 
Einbringungsmaßnahmen getroffen wurden, trifft in dieser Form nicht zu.  
 
 
20/5.11 Lustbarkeitsabgabe 
 
Bei nicht rechtzeitiger Entrichtung der Lustbarkeitsabgabe hat der Bürgermeister 
Festsetzungsbescheide zu erlassen.  
 
 
21/5.12 Hundeabgabe 
 

Die geltende Verordnung der Stadtgemeinde Rottenmann soll an die gesetzlichen 
Bestimmungen angepasst werden, wobei zu erwähnen ist, dass es sich hier um 
Formalitäten handelt.  
Für 51 Hunde werden Begünstigungen gewährt, wobei immer schriftlich Anträge 
vorliegen sollten. Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang, dass in den Unterlagen 
in jedem Fall Nachweise über das Vorliegen des Begünstigungsgrundes vorhanden 
sind.  
Die Hundeabgabe soll vom Abgabepflichtigen selbst berechnet und bis zum 15. April 
ohne Aufforderung entrichtet werden. Demgegenüber erfolgt die Vorschreibung von 
der Stadtgemeinde jeweils von sich aus im 1. Quartal jeden Jahres. Hierbei ist zu 
erwähnen bzw. zu hinterfragen, ob die bisherige Vorgehensweise im Sinne der 
Verwaltungsökonomie nicht beibehalten werden sollte.  
 
 
22/6.3 Abwasserbeseitigung 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass sämtliche Steuern und Abgaben bei Fälligkeit in die 
Buchhaltung aufzunehmen sind. Zu erwähnen ist dazu, dass diesbezüglich bereits 
eine Einrichtung über die EDV erfolgt ist, womit die Weiterleitung der Bescheidinhalte 
vom Bauamt an die Buchhaltung sichergestellt ist. 
Über Ratenzahlungsvereinbarungen sollen in jedem Fall schriftliche Unterlagen 
vorliegen.  
 
23/6.4 Abfallbeseitigung 
 
Die Stadtgemeinde wird aufgefordert, die Abfallabfuhrordnung im Sinne der 
Stellungnahme der Fachabteilung 7A, wonach der Berechnungsmodus bei der 
Grundgebühr z.B. pro Person oder Haushalt zu berücksichtigen ist, abzuändern bzw. 
für das neue Gemeindegebiet der Stadtgemeinde eine neue harmonisierte 
Abfallabfuhrordnung im Gemeinderat zu beschließen. Dazu ist eine 
Gebührenkalkulation zu erstellen.  
Die Anschlusspflichtigen sind von der Beistellung der Abfallsammelbehälter 
nachweislich zu verständigen, wobei dazu zu erwähnen ist, dass die Beistellung über 
den beauftragten Dienstleister erfolgt.  
Zur Anschlusspflicht sind immer Bescheide auszustellen bzw. sind Müllgebühren in 
jedem Fall rechtzeitig vorzuschreiben.  
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24/6.5 Wohn- und Geschäftsgebäude 
 
Es liegen alle Mietverträge auf. Auch der während der Prüfung nicht aufgefundene 
Vertrag mit der Sparkasse konnte nachträglich beigebracht werden.  
 
 
25/7.1 Kindergarten 
 

Bei der Betreuung der Kinder der Kindergruppe im Ortsteil Oppenberg werden die 
gesetzlichen Bestimmungen nicht eingehalten. In diesem Zusammenhang wird darauf 
hingewiesen, dass die Kindergruppe Oppenberg bereits seit vielen Jahren geführt 
wird, zuvor von der Gemeinde Oppenberg, danach verwaltet durch den 
Regierungskommissär. Die bemängelte Organisation wurde also von der 
Stadtgemeinde Rottenmann in dieser Form lediglich übernommen. Als erster Schritt 
wurde umgehend die im Ortsteil Oppenberg tätige Kinderbetreuerin angewiesen, die 
Tagesmutterausbildung so bald als möglich zu absolvieren.  
 
 
26/7.3 Neue Mittelschule 
 
Hier war eine Verbuchungsfrage betreffend Überzahlungen zu klären. 
 
 
27/7.5 Musikschule 
 
Der Personalkostenaufwand der Lehrkräfte ist gemäß dem geltenden 
Förderungsrichtlinien des Landes hoch, sodass die Musikschule Paltental mit dem 
Abgang im Jahr 2015 nur eine 79%ige Bedeckung erzielt.  
Über die abgehaltenen Ausschusssitzungen liegen in der Stadtgemeinde Rottenmann 
nur vereinzelt Unterlagen auf, wobei darauf hingewiesen wird, dass diesbezüglich mit 
dem Stadtamt Trieben Kontakt aufgenommen wurde. 
 
 
28/7.8 Jagdpacht 
 

Hinsichtlich der Verpachtung der Gemeindejagden in Rottenmann wurden keine 
aktuellen Jagdpachtverträge abgeschlossen; wobei dazu zu erwähnen ist, dass sich 
im Zuge der Neuvergabe weder eine Änderung bei den Jagdgesellschaften noch beim 
Vertragsinhalt ergeben hat.  
Das vereinbarte Jagdpachtentgelt wird von den Pächtern nicht fristgerecht entrichtet. 
Das nicht behobene Jagdpachtentgelt verfällt zugunsten der Gemeinde. Im Übrigen 
wurde auf diverse Verbuchungen bzw. Konten hingewiesen.  
 
 

29/7.10 Verträge 
 
In der Buchhaltung liegen sämtliche Verträge bzw. Kopien alphabetisch auf, wobei die 
dazugehörigen Beschlüsse bzw. aufsichtsbehördlichen Genehmigungen nicht 
abgelegt sind. Dazu ist zu erwähnen, dass im Gemeinderat bzw. Stadtrat 
beschlossene Verträge generell im Bereich des Sekretariats bzw. der 
Stadtamtsdirektion samt allen dahinterliegenden Unterlagen abgelegt sind.  
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30/8.1 Personal 
 
Aufgrund der erforderlichen Vertraulichkeit wird dieser Punkt im nicht öffentlichen Teil 
behandelt.  
 
 
31/10.1 Darlehen 
 
Bei der Überprüfung der Darlehen im Rechnungsabschluss 2015 wurden Differenzen 
festgestellt, wobei zu erwähnen ist, dass einige Differenzen bereits aufgeklärt wurden 
und zumindest in einem Fall ein Irrtum seitens der Gemeindeprüfer vorlag.  
Die Gemeinderatsbeschlüsse über die Darlehensaufnahmen sind auch in den 
Buchhaltungsakten in jedem Fall abzulegen.  
 
 
32/10.2 Haftungen 
 
Für den Abwasserverband Paltental sind fünf Ausfallsbürgschaften aushaftend, wobei 
die Unterlagen im Haftungsakt nicht vollständig waren. Zu erwähnen ist dazu, dass 
jene Unterlagen, die teils bis in die 1980er Jahre zurückreichen, nachgebracht werden 
konnten.  
 
 
33/10.4 Verwaltungsforderungen bzw. –schulden 
 
Es bestehen noch fünf rückzahlbare, zinsenlose Darlehen betreffend 
Siedlungsgenossenschaften, wobei jedes im Nachweis zu führen ist. Die im Nachweis 
dargestellten offenen Darlehensstände sind mit den tatsächlich erfolgten 
Rückzahlungen abzustimmen.  
Im Rechnungsabschluss sind Leasingverpflichtungen als Dauerschuldverhältnisse 
gemäß VRV darzustellen. Leasingverträge sind so zu verwalten, dass diese 
elektronisch zur Verfügung stehen, wobei dazu zu erwähnen ist, dass dies seit dem 
Vorjahr bereits geschieht.  
Die Mobilien-Leasingverträge der Hauptschule und der Polytechnischen Schule liegen 
nicht vor, wobei zu erwähnen ist, dass die entsprechenden Gemeinderatsbeschlüsse 
gefasst wurden und mit den Vorschreibungen übereinstimmen.  
Die Leasingraten werden teilweise im ordentlichen Haushalt und im außerordentlichen 
Haushalt verbucht. Dabei ist zu erwähnen, dass die teilweise Darstellung im 
außerordentlichen Haushalt in Absprache mit der Gemeindeaufsicht erfolgt ist, um für 
die Leasingraten Bedarfszuweisungsmittel erhalten zu können. 
Der Nachweis über Leasing ist detailliert zu führen.  
 
 
34/10.7 Vermögensbestandsverzeichnis 
 
Aufgrund einer EDV-Umstellung konnte zum Rechnungsabschluss 2015 kein aktuelles 
Vermögensbestandsverzeichnis vorgelegt werden, wobei dies nachgeholt wurde. 
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Ergänzungen seitens Bgm. Bernhard: 
 
Im Prüfungsbericht wurden 34 Punkte angeführt, wobei viele bereits umgesetzt sind. 
Vor allem Stadtamtsdirektor Dr. Mayer hat zu Themen, auf die sofort reagiert werden 
musste, mit dem Personal Kontakt aufgenommen. Aufgefallen ist, dass einige 
Vorgänge aus mangelnder Kommunikation seitens der Aufsichtsbehörde unrichtig 
interpretiert wurden, die aber danach nachweislich richtig gestellt werden konnten. 
Nachdem er nunmehr den komprimierten Bericht dem Gemeinderat zur Kenntnis 
gebracht hat, wird in der Folge der Bezirkshauptmannschaft bzw. dem Land 
Steiermark die 24 Seiten umfassende Antwort übermittelt werden, die sich 
auszugsweise wie folgt darstellt:  
 

 

… 
 

1 2.2 Gemeinderat Die Verhandlungsschriften werden grundsätzlich aussagekräftig 

formuliert.  

Die Anträge zur Beschlussfassung bei den einzelnen 

Tagesordnungspunkten sind klar zu formulieren. Die Darstellung 

als Antrag „der Gemeinderat beschließt in seiner Sitzung am …“ 

stellt keinen Antrag zur Beschlussfassung dar. Der Antrag ist so 

zu formulieren, dass aus diesem Eintrag eindeutig hervorgeht, 

welche Entscheidung der Gemeinderat zu treffen hat.  

      

 

Es werden nicht jährlich Bürgerversammlungen abgehalten. Die 

Stadtgemeinde wird aufgefordert, gemäß § 177 Abs. 2 

Steiermärkisches Volksrechtegesetz 1986 jährlich eine 

Gemeinde- (Bürger) Versammlung abzuhalten. 

 
Zur Feststellung betreffend die klare Formulierung von Anträgen im Gemeinderat ist 
zu bemerken, dass es sich in der zitierten Passage um Ausnahmefälle handelt, 
wobei in Hinkunft in der Antragstellung besonders darauf geachtet werden wird, den 
Antrag dementsprechend klar und eindeutig dahingehend zu formulieren, welche 
Entscheidung der Gemeinderat zu treffen hat. 
 
Zur Feststellung betreffend die nicht jährlich abgehaltenen Bürgerversammlungen 
wird erwähnt, dass zwar die Anzahl der Bürgerversammlungen im Jahresschnitt 
über die jeweilige Gemeinderatsperiode mindestens eine pro Jahr ausmacht. Dies 
deshalb, da meist am Ende der Gemeinderatsperiode in jedem Ortsteil eine 
Bürgerversammlung abgehalten wird. In Hinkunft wird jedoch darauf geachtet 
werden, dass jährlich eine diesbezügliche Versammlung abgehalten wird.  
 

… 
 

 
 
 
14) Ehrungen 
 
In Absprache mit den Fraktionsführern des Gemeinderates schlägt Bgm. Bernhard 
folgende Ehrungen vor: 
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a) Vergabe eines Ehrenringes an Frau Finanzstadtrat a.D. Ingrid Landl 
 

Frau FR.a.D. Ingrid Landl war vom 11. Februar 1982 bis zur Gemeinderatswahl 2010 
als Gemeinderätin und in dieser Zeit ab 06. Juli 1982 als Finanzreferentin der 
Stadtgemeinde tätig. 
 

Es wird seitens Herrn Bgm. Bernhard beantragt, Frau Finanzstadtrat a.D. Ingrid Landl 
als langjähriges Gemeinderatsmitglied für ihre Leistungen rund um die Stadtgemeinde 
den Ehrenring der Stadtgemeinde Rottenmann zu verleihen. 
 
Einstimmige Zustimmung. 
 
 

Bgm. Bernhard ergänzt, dass genauere Details zum Lebenslauf im Rahmen der 
Laudatio folgen werden. Frau FR.a.D. Landl weiß nach persönlicher Vorsprache durch 
Vzbgm. Baumschlager und ihn selbst über das Vorhaben Bescheid und freut sich 
darüber. 
 
 

b) Vergabe eines Ehrenringes an Herrn Vzbgm. a.D. Franz Kleewein  
 

Herr Vzbgm.a.D. Franz Kleewein war vom 09. März 1981 bis zur Gemeinderatswahl 
2015 als Gemeinderat der Stadtgemeinde Rottenmann und in der Zeit von 06. Mai 
2002 bis 02. Juni 2008 als 2. Vizebürgermeister aktiv.  
 
Es wird seitens Herrn Bgm. Bernhard beantragt, Herrn Vzbgm.a.D. Franz Kleewein als 
langjähriges Gemeinderatsmitglied für seine Leistungen rund um die Stadtgemeinde 
den Ehrenring der Stadtgemeinde Rottenmann zu verleihen. 
 
Einstimmige Zustimmung. 
 
 

Laut Bgm. Bernhard hat er auch Vzbgm.a.D. Kleewein, der persönlich und in seinen 
Funktionen stets verlässlich war, über dieses Vorhaben informiert, der sich natürlich 
auch darüber freut. Jedenfalls soll die Verleihung der beiden Ehrenringe eine 
Wertschätzung für die jahrelange Arbeit für die Gemeinde darstellen.  
 
 
 
15) Sitzungsplan für das Kalenderjahr 2017 
 
Laut § 51 der Steiermärkischen Gemeindeordnung, der von der Einberufung des 
Gemeinderates handelt, soll der Bürgermeister den Mitgliedern des Gemeinderates 
einen Plan über die Sitzungstermine des Gemeinderates für das kommende 
Kalenderjahr vorlegen. 
 
Demzufolge wird nunmehr von Herrn Bgm. Bernhard beantragt, für das Kalenderjahr 
2017 einen Sitzungsplan für folgende sechs Sitzungen des Gemeinderates der 
Stadtgemeinde Rottenmann zu beschließen: 
 
• Montag, 27. März 2017, 19.00 Uhr 
 



Gemeinderatssitzung vom 12.12.2016  Seite 41 von 41 

• Montag, 29. Mai 2017, 19.00 Uhr 
 
• Montag, 03. Juli 2017, 19.00 Uhr 
 
• Montag, 25. September 2017, 19.00 Uhr 
 
• Montag, 23. Oktober 2017, 19.00 Uhr 
 
• Montag, 11. Dezember 2017, 19.00 Uhr 
 
Zu ergänzen ist, dass aufgrund des Beschlusses eines Sitzungsplans zu den 
einzelnen Terminen die Einladung an die Gemeinderäte wie beschlossen per E-Mail 
erfolgen wird.  
 
Einstimmig genehmigt.  
 
 
 
Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgten, bedankt sich Herr Bgm. 
Bernhard für die Mitarbeit und schließt auf Antrag der Schriftführerin 
Frau GR.in  Christine Haider die öffentliche Gemeinderatssitzung um 21.15 Uhr. 


